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Erste Burgermeisterin Marlene Greinwald erdffnet um 19:00 Uhr die Sitzung des
Gemeinderates. Sie begrifdt alle Anwesenden und stellt die ordnungsgeméafe Ladung und
Beschlussfahigkeit des Gemeinderates fest.

OFFENTLICHE SITZUNG

| TOP 1 Genehmigung von 6ffentlichen Sitzungsniederschriften

Beschluss:
Die Niederschrift zur 6ffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 04. Juli 2023 wird geneh-
migt.

einstimmig beschlossen Ja: 15 Nein: 0 Anwesend: 15

Bekanntgabe der in der letzten nichtéffentlichen Sitzung gefassten Be-

TOP 2 "
schliisse

Beschluss:
Frau erste Blrgermeisterin Greinwald teilt mit, dass keine Tagesordnungspunkte aus der
nichtéffentlichen Sitzung vom 04. Juli 2023 zur Bekanntgabe geeignet sind.

zur Kenntnis genommen

3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 39 ,Verla-Pharm | Johannispark"; Teil-

elz € bereich 1 und Teilbereich 2; Billigungsbeschluss

Beschluss:

Der Gemeinderat billigt den vorgestellten Entwurf der 3. Anderung des Bebauungsplanes

Nr. 39 ,Verla Pharm / Johannispark®, Teilbereich 1 und Teilbereich 2, Gemarkung Tutzing,
samt Begriindung in der Fassung vom 27. Juli 2023.

Die Verwaltung wird beauftragt, das Auslegungsverfahren nach § 13ai.V.m. § 3 Abs. 2
und § 4 Abs. 2 BauGB durchzufuihren.

Weiterhin wird die Verwaltung beauftragt, mit der Bauwerberin dahingehend zu verhandeln,
dass aufgrund der grof3en Anzahl an entstehenden Wohneinheiten im Teilbereich 2, ein Kin-
dergarten — vor allem auch fur die eigenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verla Pharm
— eingeplant wird. Hier bestiinde u.U. sogar die Moglichkeit, mehr Baurecht zu gewahren,
sollte eine entsprechende Einplanung erfolgen.

einstimmig beschlossen Ja: 15 Nein: 0 Anwesend: 15

1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 83 "Kindertagesstatte an der
TOP 4 Traubinger Stral3e 67"; Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen;
Billigungsbeschluss

Beschluss:
Behandlung der im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behor-
den und sonstigen Tréger offentlicher Belange vorgebrachten Bedenken und Anregungen.
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Der Bebauungsplanentwurf mit Begriindung und Umweltbericht in der Fassung vom 21. Juli
2020 lag in der Zeit vom 11. April 2022 bis einschlieRlich 13. Mai 2022 offentlich aus (8 3
Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB i.V.m § 3 PlanSiG).

Gleichzeitig wurde die Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange

durchgefihrt.

Die wahrend der genannten Frist eingegangenen Stellungnahmen werden gem. § 1 Abs. 7

BauGB folgender Abwégung unterzogen:

Folgende Behodrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange haben keine Bedenken

oder Anrequngen vorgebracht:

Polizeiinspektion Starnberg; Schreiben vom 12.04.2022

Gemeinde Wielenbach; Schreiben vom 13.04.2022

Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH; Schreiben vom 22.04.2022
Telefonica & E-Plus Germany GmbH & Co. OHG; Schreiben vom 25.04.2022
Gemeinde Feldafing; Schreiben vom 03.05.2022

Amt fur landliche Entwicklung Oberbayern; Schreiben vom 16.05.2022
Energienetze Bayern GmbH & Co. KG; Schreiben vom 16.05. 2022
Kreisjugendring Starnberg; Schreiben vom 16.05.2022

Gemeinde Andechs; Schreiben vom 19.05.2022

Folgende Behorden /Trager 6ffentlicher Belange haben keine Stellungnahme

abgegeben:

Vodafone GmbH

T-Mobile Deutschland GmbH
Gemeinde Bernried

Bayer. Bauernverband

Bayer. Landesamt f. Denkmalpflege

Amt flr Digitalisierung, Breitband u. Vermessung Landsberg a. Lech

Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange:

WWA Weilheim; Schreiben vom 14.04.2022

Stellungnahme

Beschluss

Zum genannten Bebauungsplan nimmt das Was-
serwirtschaftsamt Weilheim als Tréger offentli-
cher Belange wie folgt Stellung. Unter Beach-
tung der nachfolgenden Stellungnahme bestehen
aus wasserwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken
gegen die vorliegende Bauleitplanung.

Wir bitten die Gemeinde, uns die schadlose Be-
seitigung des gesammelten Niederschlagswassers
durch Nachweis der Aufnahmefahigkeit des Un-
tergrundes mit einen Sickertest zu bestatigen

In der Begriindung 4.6.1 Technische Erschlie-
Rung wird ein Oltank in Erwagung gezogen. Da

Sitzung des Gemeinderates vom 27.07.2023

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen.

Aufgrund der Bodenverhaltnisse ist eine Versi-
ckerung nicht moglich. Unter Punkt 9.1 ist die
Beseitigung des Niederschlagswassers verankert.
Somit kann kein Nachweis zur Aufnahmeféhig-
keit des Niederschlagswassers gefiihrt werden.

Die Angaben werden wie folgt korrigiert:
Gasanschluss besteht.
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es sich um eine AWSV-Anlage handelt, bitten
wir die kS zu horen. Wir regen an Uber eine
Sole-Wasser-Wéarmepumpe nachzudenken.

Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens uns
eine Ausfertigung des rechtskraftigen Bebau-
ungsplanes als PDF-Dokument zu tibermitteln.

Das Landratsamt Starnberg erhalt eine Kopie des
Schreibens.

Stellungnahme

1. Grundwasser

Uns liegen keine Grundwasserstandbeobachtun-
gen im Planungsgebiet vor. Der Grundwasser-
stand muss durch geeignete Erkundungen im
Planungsgebiet ermittelt werden. Hierzu ist ein
hydrogeologisches Fachgutachten hilfreich.

Sollte eine Auffullung des Baugebiets in Be-
tracht gezogen werden, ist der Abstand der neu
geschaffenen Gelandeoberkante zum hochsten
Grundwasserstand in den Bebauungsplan zu
ubernehmen. Bei der Festlegung der Sockelhdhe
sind die Grundwasserstande entsprechend zu
berticksichtigen.

Vorschlag fiir Festsetzungen:

,Die Einleitung von Grund-, Dran- und
Quellwasser in den 6ffentlichen Schmutz-
/Misch-wasserkanal ist nicht zuléssig.*

2. Altlasten und Bodenschutz

2.1 Altlasten und schadliche Bodenveranderun-
gen

Im Bereich des geplanten Bebauungsplanes sind
keine Grundstuicksfldchen im Kataster gem. Art.
3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG)
aufgefunhrt, fiir die ein Verdacht auf Altlasten
oder schadliche Bodenveranderungen besteht.

Vorschlag fur Hinweise zum Plan:

»Sollten bei den Aushubarbeiten organolepti-
sche Auffélligkeiten des Bodens festgestellt
werden, die auf eine schadliche Bodenveran-
derung oder Altlast hindeuten, ist unverziig-
lich die zustandige Bodenschutzbehdrde
(Kreisverwaltungsbehdérde) zu benachrichti-
gen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs.
2 BayBodSchG).”

Zusétzlich wird mit einer Warmepumpe geheizt.

Wird zur Kenntnis genommen.

Der Absatz wird eingefigt.

Ist bereits unter 10. bei den Hinweisen verankert.
Die Formulierung wird gemaR Vorschlag abge-
&ndert.

Sitzung des Gemeinderates vom 27.07.2023
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2.2 Vorsorgender Bodenschutz

Durch das VVorhaben werden die Belange des
Schutzgutes Boden bertihrt. Nach Baugesetzbuch
(BauGB) Anlage 1 (zu § 2 Absatz 4 und §§ 2a
und 4c) ist fur die vorhandenen Bdden eine Be-
standsaufnahme und Bewertung der im Bundes-
bodenschutzgesetz (BBodSchG) aufgefiihrten
Bodenfunktionen durchzuftihren.

Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind insbesondere
fiir Aushub und Zwischenlagerung zum Schutz
des Bodens vor physikalischen und stofflichen
Beeintrachtigungen die Vorgaben der DIN 18915
und DIN 19731 zu beriicksichtigen. Zudem wird
empfohlen, im Vorfeld von Baumalihahmen mit
einer Eingriffsflache > 5.000 m? oder bei Boden
mit hoher Funktionserfiillung oder besonders
empfindlichen Bdden eine bodenkundliche Bau-
begleitung einschlielich Bodenschutzkonzept,
gemafl DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und
Durchflihrung von Bauvorhaben vorzusehen.

Die Entsorgung von tberschiissigem Bodenmate-
rial sollte zur Vermeidung von Bauverzdgerun-
gen und Mehrkosten mit ausreichendem zeitli-
chem Vorlauf vor Baubeginn geplant werden.
Dabei wird die Erstellung einer Massenbilanz
»Boden* mit Verwertungskonzept empfohlen.
Oberstes Ziel ist die Vermeidung von Bodenaus-
hub bzw. die Wiederverwendung von Bodenma-
terial innerhalb der Bauflache.

Bei (iberschiissigem Aushubmaterial sind abhan-
gig vom jeweiligen Entsorgungsweg die rechtli-
chen und technischen Anforderungen (z. B. § 12
BBodSchV, Leitfaden zur Verfillung von Gru-
ben und Briichen sowie Tagebauen, LAGA M 20
1997 sowie DepV) malgeblich.

Vorschlage fir Hinweise zum Plan:

»Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutz-
barem Zustand zu erhalten und vor Vergeu-
dung und Vernichtung zu schiitzen. Uber-
schussiger Mutterboden (Oberboden) oder
geeigneter Unterboden sind mdéglichst nach
den Vorgaben des 812 BBodSchV zu verwer-
ten. Es wird empfohlen, hierflr von einem
geeigneten Fachbuiro ein Verwertungskonzept
erstellen zu lassen.*

»Der belebte Oberboden und ggf. kulturfihige
Unterboden sind zu schonen, getrennt abzu-
tragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor

Sitzung des Gemeinderates vom 27.07.2023

Die gewtiinschten Absétze werden tibernommen.
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Verdichtung zu schiitzen und mdoglichst wie-
der seiner Nutzung zuzufiihren.*

»Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum
Schutz des Bodens vor physikalischen und
stofflichen Beeintrachtigungen sowie zur
Verwertung des Bodenmaterials die VVorgaben
der DIN 18915 und DIN 19731 zu bertcksich-
tigen.“

,Das Befahren von Boden ist bei ungtinstigen
Boden- und Witterungsverhaltnissen mog-
lichst zu vermeiden. Ansonsten sind Schutz-
malRnahmen entsprechend DIN 18915 zu tref-
fen."

»Es wird empfohlen, entsprechend DIN 19639,
die BaumaRnahme in der Planungs- und Aus-
fuhrungsphase von einer qualifizierten bo-
denkundlichen Baubegleitung beaufsichtigen
zu lassen.*

»Zulieferung von Bodenmaterial: Soll Bo-
denmaterial i. S. d. § 12 BBodSchV zur Her-
stellung einer durchwurzelbaren Boden-
schicht verwendet werden, sind die Anforde-
rung des § 12 BBodSchV einzuhalten.*

2.3 Wasserversorgung

AuBer der Wassergewinnungsanlage Pfaffenberg
steht der Gemeinde Tutzing als Unternehmerin
der Trinkwasserversorgung zur Deckung des
Wasserbedarfs die Wassergewinnungsanlage
Kerschlach mit den Brunnen I und Il Kerschlach
im Gemeindegebiet Pahl, Landkreis Weilheim-
Schongau, zur Verfligung.

Die Brunnen I, 11 und 11l Wieling innerhalb des
nicht schitzbaren Gewinnungsgebietes Wielinger
Becken dirfen lediglich in einer unausweichli-
chen Notsituation (insbesondere zur Kompensa-
tion bei unvorhersehbarem Ausfall anderer Ge-
winnungsanlagen) zu einer Wasserforderung
entsprechend der zur Kompensation erforderlich
werdenden Entnahmemenge verwendet werden.

Aus den zur Verfiligung stehenden Wassergewin-
nungsanlagen Pfaffenberg und Kerschlach dtrfen
gem. Bescheid des Landratsamtes Starnberg vom
07.07.2021 insgesamt 700.000 m3/a entnommen
werden. Die Jahresentnahmemenge lag in den
Jahren 2016 bis 2020 zwischen 597.000 m3/a und
634.000 m?¥/a und im Mittel bei rund 617.000
m?3a. Es stehen somit ausreichend Reserven fir
die Wasserversorgung zur Verfiigung. Insofern

Sitzung des Gemeinderates vom 27.07.2023

Wird zur Kenntnis genommen
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besteht mit dem vorliegenden Plan Einverstand-
nis.

Sémtliche Neubauten sind an die zentrale Was-
serversorgungsanlage anzuschlieBen. Die hierzu
erforderliche Wasserverteilung ist so auszufiih-
ren, dass ausreichende Betriebsdriicke und auch
die Bereitstellung von Ldschwasser im Brandfall
Uber die 6ffentliche Anlage gewabhrleistet sind.

3. Abwasserentsorgung
3.1 Allgemeines

Das gemeindliche Abwasserbeseitigungskonzept
ist vor Verwirklichung des Bebauungsplanes
fortzuschreiben.

3.2 Hausliches Schmutzwasser

Im Bereich des geplanten Bebauungsplans ist die
Entwésserung im Trennsystem vorgesehen. Die
Einleitung von Niederschlagswasser in den
Schmutzwasserkanal ist daher nicht zuldssig.
Soll dennoch Niederschlagswasser aus stark oder
auflergewohnlich belasteten Flachen tber den
Schmutzwasserkanal zur Kléranlage abgeleitet
werden, ist die Leistungsfahigkeit von Kanal
(inkl. Sonderbauwerke) und Klaranlage nachzu-
weisen.

3.3 Niederschlagswasser

GemaR 855 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswas-
ser ortsnah versickert werden, soweit dem weder
wasserrechtliche noch sonstige ¢ffentlich-
rechtliche Vorschriften oder wasserwirtschaftli-
che Belange entgegenstehen. Die Aufnahmefa-
higkeit des Untergrundes ist mittels Sickertest
nach Arbeitsblatt DWA-A 138, Anhang B,
exemplarisch an repréasentativen Stellen im Gel-
tungsbereich nachzuweisen.

Sollten die Untergrundverhaltnisse eine oberfla-
chennahe Versickerung nicht oder nicht flachen-
deckend zulassen, ist von der Gemeinde ein
Konzept zur schadlosen Niederschlagswasserbe-
seitigung der 6ffentlichen und privaten Flachen
aufzustellen. Es reicht nicht aus, die Grundstiick-
seigentlimer zur dezentralen Regenwasserversi-
ckerung zu verpflichten. Schitzende Deckschich-
ten durfen nicht durchstolRen werden. Bei
schwierigen hydrologischen Verhaltnissen soll-
ten alle Mdglichkeiten zur Reduzierung und
Rickhaltung des Regenwasseranfalles (z.B.

Sitzung des Gemeinderates vom 27.07.2023

Wird zur Kenntnis genommen

Wird zur Kenntnis genommen

Wird zur Kenntnis genommen
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durch Grindacher) genutzt werden.

Der Bauleitplanung muss eine ErschlieBungs-
konzeption zugrunde liegen, nach der das anfal-
lende Niederschlagswasser schadlos beseitigt
werden kann. Die Sicherheit gegen Uberflutung
bzw. einer kontrollierten schadlosen Uberflutung
des Grundstiicks muss rechnerisch nachgewiesen
werden (Uberflutungsnachweis). Ein schliissiges
Konzept ist aus den vorliegenden Unterlagen
nicht ersichtlich. Es ist als Nachweis einer ord-
nungsgemanen Erschlielfung notwendig und
daher (ggf. in Verbindung mit einem General-
entwasserungsplan) nachzureichen.

Die Kommune ist zur Beseitigung des Nieder-
schlagswassers verpflichtet. Sie kann dieses Be-
nutzungsrecht dem Grundstiickseigentiimer nur
dann versagen, soweit ihm eine Versickerung
oder anderweitige Beseitigung von Nieder-
schlagswasser ordnungsgemald moglich ist.

Fir die Einleitung von Niederschlagswasser in
ein Gewasser ist eine quantitative Beurteilung
nach LfU Merkblatt 4.4/22 /| DWA-M 153 erfor-
derlich. Sofern diese ergibt, dass vor Einleitung
eine Drosselung erforderlich ist, sind die dazu
erforderlichen Rickhalteflachen im Bebauungs-
plan festzusetzen.

Vorschlag zur Anderung des Plans:

Festsetzung der Flachen, die flr die Versicke-
rung, Ableitung bzw. Retention von Nieder-
schlagswasser erforderlich sind (entsprechend
der ErschlieBungskonzeption).

Vorschlag fiir Festsetzungen

,Beil Stellplatzen, Zufahrten und Zugédngen sind
fiir die Oberflachenbefestigung und deren Trag-
schichten nur Materialien mit einem Abflussbei-
wert kleiner oder gleich 0,7 zu verwenden, wie
z.B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil,
wasser- und luftdurchlassige Betonsteine, Rasen-
gittersteine, Rasenschotter, wassergebundene
Decke.

,Flachdicher (0 Grad-15 Grad) sind mindestens
mit einem Anteil von 60% der Dachflachen -
ausgenommen Flachen fur technische Dachauf-
bauten - bei einer Substratschicht von mindestens
8 cm mit Grésern und Wildkrdutern zu bepflan-
zen und so zu unterhalten. Ausnahmen fir Anla-
gen zur Gewinnung von Solarenergie kénnen

Sitzung des Gemeinderates vom 27.07.2023

Flachen fir die Versickerung sind aufgrund der
gegebenen Bodenverhéltnisse nicht moglich.
Eine Festsetzung von Retentionsfl&chen entspre-
chend einer Erschlieungskonzeption kann erst
nach konkretisierter Planung vorgelegt werden.

Die gewiinschten Absétze zur Oberflachenbefes-
tigung bzw. Begriinung der Dachflachen werden
tibernommen.
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zugelassen werden.

»Niederschlagswasser, welches nicht auf
Grundstiicken, auf denen es anfallt, versickert
oder als Brauchwasser genutzt werden kann,
ist Retentionsflachen zuzufiihren und dort zur
Versickerung zu bringen, bzw. falls dies nicht
maoglich ist, ggf. gepuffert direkt in ein Gewas-
ser oder nach den MaRgaben der kommuna-
len Entwasserungssatzung in einen oéffentli-
chen Misch- oder Regenwasserkanal einzulei-
ten.*

Ruckstausicherung:

»Bei der Erstellung der Wohnbebauung und
der Grundstlicksgestaltung (Zugange, Licht-
schachte, Einfahrten etc.) ist die Riickstau-
ebene zu beachten. Unter der Rickstauebene
liegende Raume und Entwasserungseinrich-
tungen missen gegen Riickstau aus der Kana-
lisation gesichert werden.*

Vorschlag fiir Hinweise zum Plan:

,LAnlagen zur Ableitung von Niederschlagswas-
ser sind so zu unterhalten, dass der Wasserab-
fluss dauerhaft gewahrleistet ist. Die Flachen
sind von Abflusshindernissen frei zu halten.
Uberbauen oder Verfillen, Anpflanzungen, Z&u-
ne sowie die Lagerung von Gegenstanden, wel-
che den Zu- und Abfluss behindern oder fortge-
schwemmt werden kénnen, sind unzulassig. Flr
die Versickerung vorgesehene Flachen sind vor
Verdichtung zu schiitzen. Deshalb sind die Abla-
gerung von Baumaterialien, Bodenaushub oder
das Befahren dieser Flachen bereits wéahrend der
Bauzeit nicht zuldssig.*

»Grundsitzlich ist fiir eine gezielte Versicke-
rung von gesammeltem Niederschlagswasser
oder eine Einleitung in oberirdische Gewasser
(Gewasserbenutzungen) eine wasserrechtliche
Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbehérde
erforderlich. Hierauf kann verzichtet werden,
wenn bei Einleitungen in oberirdische Gewas-
ser die Voraussetzungen des Gemeinge-
brauchs nach § 25 WHG in Verbindung mit
Art. 18 Abs. 1 Nr. 2 BayWG mit TRENOG
(Technische Regeln zum schadlosen Einleiten
von gesammeltem Niederschlagswasser in
oberirdische Gewasser) und bei Einleitung in
das Grundwasser (Versickerung) die Voraus-
setzungen der erlaubnisfreien Benutzung im
Sinne der NWFreiV (Niederschlagswasserfrei-
stellungsverordnung) mit TRENGW (Techni-
sche Regeln fiir das zum schadlosen Einleiten

Sitzung des Gemeinderates vom 27.07.2023

Die Forderung kann erst nach Konkretisierung
der Planung erfolgen. Als Festsetzung kann aus
diesem Grund nur das bislang angedachte Kon-
zept der Niederschlagswasserbeseitigung in den
Tristallgraben festgesetzt werden.

Es ist keine Wohnbebauung zul&ssig.

Der Absatz wird aufgenommen.

Die Forderung kann erst nach Konkretisierung
der Planung bzw. bei den weitergehenden Pla-
nungen erfillt werden.
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von gesammeltem Niederschlagswasser in das
Grundwasser) erfiillt sind.*

»Hinweise zur Bemessung und Gestaltung von

erforderlichen Behandlungsanlagen fur ver-
schmutztes Niederschlagswasser von Strafien
sind den einschlagigen Technischen Regeln zu
entnehmen.*

4. Zusammenfassung

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grund-

legenden wasserwirtschaftlichen Bedenken,
wenn obige Ausfiihrungen beriicksichtigt wer-
den.

Wird nicht aufgenommen, da die Erschlieflungs-
stral3e bereits besteht

wird zur Kenntnis genommen

Kreisbrandinspektion; Schreiben vom 20.04.2022

Stellungnahme

Beschluss

GemalR 88 3 und 4 BauGB haben Sie uns den o.
a. Bebauungsplan zur Stellungnahme vorgelegt.
Diese lautet wie folgt:

1. Léschwasserversorgung

1.1 Allgemeine Hinweise zur Ldschwasserver-
sorgung aullerhalb der Stellungnahme

- Als Grundschutz bezeichnet man den Brand-
schutz flr Wohngebiete, Gewerbegebiete,
Mischgebiete und Industriegebiete ohne erhéh-
tes Sach- und Personenrisiko. Der Loschwas-
serbedarf ist fir den Loschbereich in Abhéngig-
keit von der baulichen Nutzung und der Gefahr
der Brandausbreitung nach dem DVGW-
Arbeitsblatt W405 ,,Bereitstellung von Losch-
wasser durch die 6ffentliche Trinkwasserver-
sorgung‘ fiir eine Loschzeit von 2 Stunden zu
ermitteln. Der Loschbereich erfasst samtliche
Loschwasserentnahmemdglichkeiten in einem
Umkreis von 300m um das Brandobjekt.
(Rechtsgrundlagen: DVGW-

Arbeitsblatt W405, Arl.12 BayB02008)

2. ErschlieRung

2.1 Sonderbauten

Der Kreisbrandinspektion Starnberg ist bewusst,
dass die brandschutztechnischen Belange von
Sonderbauten nicht in einem Bebauungsplan
planerisch darstellbar sind und diese auf Grund
dessen im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens nicht abschlielend beurteilt werden kon-

Das Schreiben der Kreisbrandinspektion Starn-
berg wird bei den weitergehenden Planungen
beachtet.

Loschwassermengen stehen in Abhéngigkeit zu
den BaumaRnahmen. Damit wirde eine Aufnah-
me irrefuhrend sein.
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nen. Wir verweisen daher auf eine abschlieRen-
de Beurteilung im Baugenehmigungsverfahren.
Wir weisen jedoch bereits jetzt darauf hin, dass
bei Sonderbauten Feuerwehrflachen (gem. DIN
14090 bzw. ,Richtlinien iiber die Flachen fir
die Feuerwehr®) i. d. R. auf Grund der Nutzung
erforderlich sind. Wir empfehlen diese Flachen
gem. DIN 14090 bereits im Bebauungsplanver-
fahren entsprechend zu beriicksichtigen, um im
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens keine
erneute Bebauungsplanénderung durchlaufen zu
mussen.

3. Zweiter Flucht- und Rettungsweg

3.1 Sonderbauten

Wir weisen darauf hin, dass die Sicherstellung
des zweiten Flucht- und Rettungsweges fur
nicht ebenerdige Geschosse von Sonderbauten
gem. Art. 2 Abs. 4 BayBO 2008 nicht mehr
Uber Rettungsgeréte der Feuerwehr (tragbare
Leitern, Hubrettungsfahrzeuge) auf Grund der
zu erwartenden Personenzahlen erfolgen kann.
Der zweite Flucht- und Rettungsweg ist baulich
herzustellen. Wir empfehlen, entsprechende
Auflagen als ,,textlichen Hinweis* aufzuneh-
men.

Amt f. Erndhrung Landwirtschaft u. Forsten; Schreiben vom 25.04.2022

Stellungnahme

Beschluss

Zu o. g. Verfahren méchten wir uns wie folgt
auBern:

Aus dem Bereich Landwirtschaft:

Diese Bauleitplanung darf bestehende landwirt-
schaftliche Betriebe in ihrer Entwicklung nicht
beeintrachtigen. Daruiber hinaus darf die Be-
wirtschaftung der angrenzenden Flachen nicht
beeintrachtigt werden. Ortstibliche landwirt-
schaftliche Emissionen sind in jedem Fall zu
dulden. Wir weisen ausdriicklich darauf hin,
dass bei allen VVorhaben der Verbrauch an
landwirtschaftlichen Flachen auf ein Minimum
zu reduzieren ist.

Aus dem Bereich Forsten:

Seitens des Bereichs Forsten bestehen keine
Einwénde gegen das Vorhaben.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Ein entsprechender Absatz zur Duldung
landwirtschaftlicher Emissionen wird unter Punkt
13 im Textteil eingefiigt.
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Fir Rickfragen stehen wir gerne zur Verfi-
gung.

Regierung von Oberbayern; Schreiben vom 03.05.2022

Stellungnahme Beschluss

Die Regierung von Oberbayern als hohere Lan- | Der Einwand wurde im parallel laufenden

desplanungsbehdrde gibt folgende Stellung- 27. Anderungsverfahren zum Flachennutzungs-
nahme zur 0.g. Bauleitplanung ab. plan wie folgt abgewogen:

Planung ,,Der Einwand wird beriicksichtigt, indem die
Die Gemeinde Tutzing plant die bauplanungs- Planung grundsatzlich tiberarbeitet wurde: So

rechtlichen Voraussetzungen zur Erweiterung wird das Kitagelande nun auf Flurstiick 1295/46,
der Kindertagesstatte an der Traubinger Strale | Gemarkung Traubing um eine 15 m breite Erwei-
sowie zur Errichtung von Einheiten fiir soziale | terungsflache mit einem Baufenster 20 m x 8 m,
Zwecke zu schaffen. Der ca. 1,7 ha groRe Plan- | die in Verbindung zu der bestehenden Kita steht,
bereich befindet sich westlich des Hauptortes in | geringfugig erganzt (vgl. dazu auch Bebauungs-
ca. 280 m Entfernung zum Siedlungsrand. Der | plan). Anzumerken ist, dass auf dem Flurstiick
sudliche Teilbereich ist im rechtswirksamen 1295/46, Gemarkung Traubing im Rahmen der
Flachennutzungsplan bereits als Gemeinbe- Flichtlingskrise im Jahr 2015 und nachfolgend
darfsflache "Kinderhaus Tutzing / Kinderhaus Notunterkinfte fur Flichtlinge untergebracht
Zwergerlalm / Rettungswache Tutzing™ darge- | waren. Hier soll nun auf deutlich geringerer

stellt, der nordliche Teilbereich ist derzeit als Flache eine der Kita angeschlossene Jurte er-
Flache flr die Landwirtschaft dargestellt. Die richtet werden. Die umliegenden Flachen werden
Flache soll nun als Sondergebiet 1 mit der naturnah als extensiv genutzte Wiese mit Obst-
Zweckbestimmung Kindertagesstatte im siidli- | baumen gestaltet. Auf diese Weise ist sicherge-

chen und als Sondergebiet 2 mit der Zweckbe- | stellt, dass die Planung nur in geringem Malf3e in
stimmung Soziale Zwecke im nérdlich angren- | das Natura-2000-Gebiet hineinreicht und inner-

zenden Teilbereich dargestellt werden. halb des Schutzgebietes keine Lebensraumtypen
betroffen sind. Zudem wird der regionale Grin-
Bewertung zug durch die vorliegende Planung nicht erheb-

lich becintrdichtigt.
Bildung

GemaR dem Ziel 8.3.1 des LEP (Landesent-
wicklungsprogramm Bayern) sind Kinderbe-
treuungsangebote [...] in allen Teilrdumen fl&-
chendeckend und bedarfsgerecht vorzuhalten.

Siedlungsstruktur

GemaR LEP 3.3 (2) soll eine Zersiedelung der
Landschaft vermieden werden. Neue Siedlungs-
flachen, die zum dauerhaften und mindestens
regelmalRig voriibergehenden Aufenthalt von
Menschen bestimmt werden sollen, sind daher
mdoglichst in Anbindung an geeignete Sied-
lungseinheiten auszuweisen.

Die geplante Erweiterung in Richtung Norden
ist aus planerischer Sicht sehr kritisch zu sehen.
Sie zielt auf die Festigung und Weiterentwick-
lung einer Streubebauung in deutlich abgesetz-
ter Lage vom Ortsrand ab. Durch die Planung
wird eine ungunstige Siedlungsentwicklung
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weiter verfestigt und einer Zersiedelung der
Landschaft Vorschub geleistet.

Der Planbereich grenzt im Suden direkt an die
im Flachennutzungsplan als Gemeinbedarfsfla-
che dargestellten Bereich der bestehenden Kin-
dertagesstatte an. Im Zuge der Erweiterung die-
ser wiirde die bisherige Nutzungscharakteristik
beibehalten. Die Planung wére in diesem Fall an
eine geeignete Siedlungsflache angebunden.

Um den Belangen einer nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung Rechnung zu tragen, ergibt
sich zudem aus LEP 3.1 (G), LEP 3.2 (Z) und §
1 Abs. 3 BauGB (Planungserfordernis) die An-
forderung flr die Bauleitplanung, dass der Be-
darf einer Flachenneuinanspruchnahme unter
Berlicksichtigung der demographischen Ent-
wicklung konkret und nachvollziehbar darzule-
gen ist.

Laut Planunterlagen steht flir das Sondergebiet
2 mit Zweckbestimmung Soziale Zwecke noch
keine endgultige Nutzung fest. Das Sonderge-
biet soll kiinftig zur Erweiterung der bestehen-
den Kindertagesstatte sowie der Unterbringung
gemeindeeigener sozialer Einrichtungen dienen.
Grundsatzlich ist der Standort aufgrund der
abgesetzten Lage fiir eine weitere Siedlungsta-
tigkeit (liber die Kindergartennutzung hinaus)
nicht geeignet. Daher sind fiir eine abschlieRen-
de Bewertung konkrete Angaben zum Bedarf
sowie zur zukiinftigen Nutzung der geplanten
Flachenneuinanspruchnahme in den Planunter-
lagen zu ergdnzen.

Wir weisen an dieser Stelle daraufhin, dass die
Errichtung gemeindeeigener sozialer Einrich-
tungen, welche nicht der Erweiterung der beste-
henden Kindertagesstatte dienen, im Sinne einer
nachhaltigen und Ressourcen schonenden Sied-
lungsentwicklung in der Néhe der Mitarbeiter
und Nutzer - méglichst in funktionalem Zu-
sammenhang mit &hnlichen und ergénzenden
Infrastruktur- und Versorgungseinrichtungen
(z.B. Turnhalle, Blcherei, Kirche, Lebensmit-
telmarkte und -handwerker) - und angebunden
an den oOffentlichen Personennahverkehr reali-
siert werden sollten.

Natur und Landschaft

Der Planbereich liegt vollstandig im Land-
schaftsschutzgebiet (LSG) ,,Starnberger See und
westlich angrenzende Gebiete* sowie im Regi-
onalen Griinzug Nr.: 7 ,,Starnberger See /
Wiirmtal sowie flankierende Waldkomplexe®,
zudem 0berlappt der nordliche Teilbereich mit
dem FFH-Gebiet ,,Morinenlandschaft zwischen
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Ammersee und Starnberger See®.

Grundsatzlich sollen geméal LEP 7.1.5 (G) 6ko-
logisch bedeutsame Naturrdume erhalten und
entwickelt werden.

GemaR Regionalplan Miinchen (RP 14) ist es
von besonderer Bedeutung, Natur und Land-
schaft in allen Teilrdumen der Region zu si-
chern und zu entwickeln (vgl. RP 14 B11.1.1
(G)).

Wir bitten daher beziiglich der Lage im LSG um
eine Abstimmung der Planung mit der unteren
Naturschutzbehorde.

Beziiglich der Lage im FFH-Gebiet empfehlen
wir eine enge Abstimmung mit der zustandigen
Naturschutzbehorde.

Laut RP 14 B 11 4.2.2 (Z) sollen regionale
Grinziige der Verbesserung des Klimas und zur
Sicherung eines ausreichenden Luftaustausches,
der Gliederung der Siedlungsraume sowie der
Erholungsvorsorge in Siedlungsgebieten und
siedlungsnahen Bereichen dienen. Die regiona-
len Griinziige sollen tiber die in bestehenden
Flachennutzungsplénen dargestellten Sied-
lungsgebiete hinaus nicht geschmalert und
durch groRere InfrastrukturmafRnahmen nicht
unterbrochen

werden. Planungen und MalRnahmen sollen im
Einzelfall moglich sein, soweit die jeweilige
Funktion gemaR RP 14 B 11 4.2.2 (Z) nicht ent-
gegensteht.

Das Westufer des Starnberger Sees stellt einen
wichtiges Kaltluftentstehungsgebiet dar. Es
dient zur Verbesserung des Bioklimas und der
Frischluftversorgung der umliegenden bevélke-
rungsreichen Orte und des Oberzentrums Miin-
chen (vgl. Begrindung zu RP 14 111 4.2.2).

Es ist sicherzustellen, dass durch die aufgrund
der 0.g. Planung ermdglichten, flaichenméaRig
erweiterten Nutzung, keine der drei Funktionen
des regionalen Griinzuges entsprechend beein-
trachtigt werden. Konkret ist ein fachkompeten-
ter Nachweis zu fihren, dass die Griinzugsfunk-
tionen trotz der Planung aufrechterhalten wer-
den kénnen (vgl. BRP 14 B 11 4.6.1).

Ergebnis

Nach derzeitigem Kenntnisstand ist eine ab-
schlieBende Bewertung der Planunterlagen nicht
moglich.

Hierfir sind die Planunterlagen um folgende
Angaben zu ergénzen:

- Konkrete und nachvollziehbare Darlegung des
Bedarfs der geplanten Flachenneuinanspruch-

Sitzung des Gemeinderates vom 27.07.2023

Seite 16 von 69




nahme, inkl. geplanter Nutzung.

- Fachkompetenter Nachweis bezlglich der
Vereinbarkeit mit den Funktionen des regiona-
len Griinzuges.

Fir Rickfragen stehen wir Ihnen gerne zur Ver-
fugung.

Abwasserverband Starnberger See; Schreiben vom 06.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

Als einem Tréger Offentlicher Belange wurden
dem Abwasserverband Starnberger See von der
Gemeinde Tutzing mit Schreiben vom
08.04.2022 die Unterlagen fir obiges Bauleit-
verfahren zugesandt.

Aufgabe des Abwasserverbandes ist es, Stellung
zum vorliegenden Bebauungsplan im Rahmen
der Beteiligung der Behérden und Tréager 6f-
fentlicher Belange hinsichtlich der Entwasse-
rungssituation zu nehmen.

1.) Veranlassung

Da sich am Bedarf weiterer Krippen- und Kin-
dergartengruppen nichts geéndert hat, und sich
die Gemeinde Tutzing zudem Fl&chen zur Er-
richtung von Einheiten flr soziale Zwecke si-
chern will, beabsichtigt die Gemeinde Tutzing
den Bebauungsplan Nr. 83 , Kindertagesstétte
an der Traubinger Stralle 67" zu erweitern, um
die planerischen Voraussetzungen fur die Er-
richtung sozialer Einrichtungen im Anschluss
an die bestehende BRK-Kindertagestétte zu
schaffen.

1.2) Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes be-
trifft die Flursticke FI. Nrn. 1295/45,1295/46
und Teilbereiche von 1552/4 Gemarkung
Traubing und Flurstuck FI. Nr. 236/3 der Ge-
markung Tutzing.

2.) Abwasserbeseitigung

Der Abwasserverband Starnberger See unterhélt
die Abwasserentsorgung im Trennsystem
(Trennverfahren). Hierfir sind getrennte Lei-
tungs- und Kanalsysteme fur die Ableitung von
Schmutzwasser und fur Niederschlagswasser
angelegt. Das Trennsystem entlastet auf diese
Weise die Klaranlage Starnberg von groRRen
Wassermengen aus Niederschlagsereignissen.

Die Stellungnahme des Abwasserverbands Starn-
berger See wird vom Gemeinderat zur Kenntnis
genommen und bei den weitergehenden Planun-
gen beachtet.
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2.1 Schmutzwasserbeseitigung

Der Bebauungsplan Nr. 83 , Kindertagesstatte
an der Traubinger Strafle 67 geht einher mit
dem Anschluss an die zentrale Abwasseranlage
des Abwasserverbandes Starnberger See.

Im vorliegenden Fall handelt es sich um die
Ableitung von sog. hauslichem Abwasser; spe-
zielle gewerbliche Abwasser sind entsprechend
vorzubehandeln bzw. gesondert zu entsorgen.
Solche gewerblichen und/oder industrielle Ab-
wasserableitungen sind in den Unterlagen nicht
beschrieben.

Der Abwasserverband Starnberger See unterhélt
auf dem Flurstlick 1552/4, Traubinger StraRe,
einen Schmutzwasserkanal, an welchen die
Flurstlicke 1295/45,1295/46 angeschlossen
werden kénnen (unabhéngig von der derzeitigen
Anschlusssituation).

Uber den Ringkanal wird somit das Abwasser
der Kléranlage Starnberg zugefihrt, die die
entsprechende Reinigung des Abwassers mit
Ableitung in den Vorfluter (Wirm) sicherstellt.

Die ErschlieBungssicherheit des VVorhabens gilt
schmutzwassertechnisch, unter Beachtung der
notwendigen Leitungsrechte, als gegeben.

Bei eventuell vorgesehenen Flurstucksteilun-
gen oder zukinftigen neuen Leitungsverle-
gungen tber mehrere Flurstlicke hinweg ist
auf gegebenenfalls notwendige Grunddienst-
barkeiten / Leitungsrechte zu achten!

Der Abwasserverband ist bei derartigen
Vorhaben nach Mdglichkeit bereits im Vor-
feld mit einzubinden.

Die entsprechenden Planunterlagen zur Geneh-
migung eines gegebenenfalls erforderlichen
Entwadsserungsplans sind beim AV Starnberger
See gesondert einzureichen.

Im Rahmen der hier beschriebenen Stellung-
nahme zum Bebauungsplan wird die Anschluss-
sicherheit beurteilt, die Prifung eines Entwésse-
rungsplans wird dadurch nicht ersetzt und muss
noch gesondert erfolgen.

2.2.) Niederschlagswasserbeseitigung

Der Abwasserverband Starnberger See unterhélt
im Bereich des Bebauungsplanes keinen Nie-
derschlagswasserkanal in welche eingeleitet
werden konnte. Das vorliegende Bodengutach-
ten schlief3t die Mdglichkeit der Versickerung
aus.
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Im Vorentwurf Begriindung unter Punkt 7.4
Niederschlagswasserbeseitigung wird auf das
Einleiten in den Tristallgraben hingewiesen,
hierfir werden Leitungsrechte benétigt, die
zurzeit dem Abwasserverband nicht vorliegen.

Die ErschlieRungssicherheit des Vorhabens gilt
niederschlagswassertechnisch, unter Beachtung
der notwendigen Leitungsrechte, als gegeben.

Bei eventuell vorgesehenen Flurstticksteilun-
gen oder zukinftigen neuen Leitungsverle-
gungen Uber mehrere Flurstticke hinweg ist
auf gegebenenfalls notwendige Grunddienst-
barkeiten / Leitungsrechte zu achten!

Der Abwasserverband ist bei derartigen
Vorhaben nach Mdglichkeit bereits im Vor-
feld mit einzubinden.

Wie fiir die Schmutzwasserableitung gilt auch
fiir die Niederschlagswasserableitung, dass die
entsprechenden Planunterlagen zur Genehmi-
gung des Entwasserungsplans beim AV Starn-
berger See gesondert einzureichen sind. Im
Rahmen der hier beschriebenen Stellungnahme
zum Bebauungsplan wird die Anschlusssicher-
heit beurteilt, die Prifung des Entwésserungs-
plans wird

dadurch nicht ersetzt und muss noch erfolgen.

3.) Ableitung von Grund-, Hang- und Quell-
wasser

Durch magliche bauliche Verdichtungen und
Hangbauweisen konnte Quell- oder Schichten-
wasser angetroffen werden.

Deren Einleitung in Kanéle des Abwasserver-
bandes Starnberger See ist gemaR Entwasse-
rungssatzung nicht gestattet, da es sich nicht um
Abwasser handelt. Entsprechende Voruntersu-
chungen des Baugrunds sind hier empfehlens-
wert. Wir weisen ausdricklich darauf hin, dass
beim Bau auftretendes Grund-, Hang- und
Quellwasser nicht vom AV Starnberger See
abgeleitet wird. Der AV Starnberger See uber-
nimmt fir eventuell auftretende Schaden keiner-
lei Haftung.

4.) Nachweis des Uberflutungsschutzes und
des Notwasserweges

Bei Grundstiicken tber 800 m? abflusswirksa-
mer Gesamtflache ist gemal Entwésserungssat-
zung des Abwasserverbandes Starnberger See
das Rickhaltevermdgen des entsprechenden
Grundstiickes bezogen auf das 5-miniitige, 30-
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jahrliche Regenereignis nachzuweisen.

Damit wird sichergestellt, dass beim Versagen
der vorhandenen Regenriickhaltungen auf den
Grundstlicken Beeintrachtigungen angrenzender
Grundstiicke aus Starkniederschlagen ausge-
schlossen werden konnen.

Zudem ist fur den Katastrophenfall mit einem 5-
minutigem, 100-jahrlichen Regenereignis der
sog. Notwasserweg nachzuweisen. Dieser Weg
soll aufzeigen, wohin Oberflachenwasser aus
entsprechenden Starkregenereignissen flief3t,
wenn es beim Versagen der Riickhalteeinrich-
tungen auf den Grundstuicken nicht mehr zu-
riickgehalten werden kann. Auf diese Weise
wird die Mdglichkeit zur systematischen Darle-
gung geschaffen, welche Gebiete bzw. Grund-
stiicke einem erhdhten Gefahrdungspotential
durch Niederschlagsabfliisse aus Starknieder-
schlagsereignissen unterliegen.

5.) Ergadnzung / Sonstiges

Eine eventuell notwendige temporare Ableitung
von Baugrubenwasser (Grundwasserabsenkung)
0.4. ist rechtzeitig beim Abwasserverband (Ein-
leitgenehmigung) und beim Landratsamt (Was-
serrecht) zu beantragen.

Im Ubrigen ist die Entwésserungssatzung
(EWS) des Abwasserverbandes nebst Zusatzli-
chen Technischen Bestimmungen (ZTB) grund-
sétzlich zu beachten und rechtlich bindend!

Untere Immissionsschutzbehotrde, LRA Starnberg; Schreiben vom 11.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

Die Untere Immissionsschutzbehérde nimmt zur
vorliegenden Bebauungsplananderung wie folgt
Stellung:

Umweltbericht:

Unter Ziffer 2.3.7 ist ein im Norden an das
Plangebiet anschliefender landwirtschaftlicher
Betrieb genannt sowie ein Gutachten von Muil-
ler-BBM, aus dem hervorgeht, dass aufgrund
der landwirtschaftlichen Gertiche in einem mar-
kierten Bereich des BP keine Wohnnutzung
zuléssig ist.

Weder ist ein entsprechender Bereich im Plan
markiert noch liegt uns ein Gutachten vor. Zu-
dem

ist im Luftbild kein landwirtschaftlicher Betrieb

Bei der Aussage im Umweltbericht handelt es
sich um einen Fehler (Ubertrag aus einem ande-
ren Projekt). Zum vorliegenden Projekt wurde
keine schalltechnische Untersuchung durchge-
flhrt. Der Umweltbericht wird redaktionell ange-
passt.
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ndrdlich des Plangebiets zu erkennen. Wir bit-
ten
den Sachverhalt zu tberprifen.

Ansonsten bestehen aus immissionsschutzfach-
licher Sicht keine Bedenken und Anregungen.

Staatl. Gesundheitsamt; Schreiben vom 12.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

Vielen Dank fiir die Beteiligung an der 27. An-
derung des Flachennutzungsplanes fur den Be-
reich ,,Kindertagesstitte an der Traubinger Stra-
Be 67 F1. Nr. 1295/45, F1. Nrn. 1295/46,
1552/4 Teilflachen, Gemarkung Traubing und
FI. Nr. 236/3, Gemarkung Tutzing sowie an der
1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 83 ,,Kin-
dertagesstitte an der Traubinger Strafie 67 FI.
Nr. 1295/45, FI. Nrn. 1295/46, 1552/4 Teilfla-
chen Gemarkung Traubing und FI. Nr. 236/3
Gemarkung Tutzing.

Der Geltungsbereich des Flachennutzungspla-
nes und des Bebauungsplanes befindet sich nach
unserer Kenntnis derzeit weder in festgesetzten
noch in geplanten Wasserschutzgebieten.

e Zum Flachennutzungsplan haben wir
keine Einwande oder Anregungen.

o Die Begriindung des Bebauungsplanes
bitten wir unter Punkt 7.3 Abs. 2 (Re-
genwassernutzung) wie folgt zu ergéan-
zen: Entsprechende Anlagen sind dem
Gesundheitsamt gemal § 13 Abs. 4
TrinkwV anzuzeigen. Des Weiteren
wird auf die Vorgaben gemaR § 17 Ab-
satz 6 TrinkwV verwiesen.

Zum Thema Legionellen in der Hausinstallation
wird bereits in der Begriindung unter Punkt
4.6.1 auf das DVGW-Arbeitsblatt W551 ver-
wiesen.

Abfallentsorgung und Beseitigung von Nieder-
schlags- und Abwasser sind ebenfalls geregelt.

Fur eventuelle Riickfragen stehen wir Ihnen
gerne zur Verfugung.

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen und
die Begriindung wie angeregt erganzt.

AWISTA Starnberg; Schreiben vom 12.05.2022
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Stellungnahme

Beschluss

Wir erhielten 0.g. Bebauungsplan sowie
den dazugehdrigen Flachennutzungsplan.

Mit dem Hinweis unter 4.6. in der Begriindung
des Bebauungsplans sind die Belange des A-
WISTA-Starnberg KU ausreichend berticksich-
tigt.

Jedoch wollen wir zum Text in der Begriindung
anmerken, die von lhnen angegebenen Paragra-
phen zu entfernen.

Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen. Die
Paragraphen im Text der Begriindung werden
entfernt.

Bund Naturschutz; Schreiben vom 13.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

Der BUND Naturschutz (BN), vertreten durch
die Kreisgruppe Starnberg, bedankt sich fur die
Beteiligung an den 0. g. Verfahren und nimmt
wie folgt Stellung.

Der BN ist nicht einverstanden mit der vorlie-
genden Planung. Es ist uns vollig unverstand-
lich, wie ein Eingriff in die Landschaft, noch
dazu in ein FFH-Gebiet erfolgen kann, wenn
dafiir gem. S. 11 der Begriindung zur BPlan-
Anderung , keine

endgultige Nutzung feststeht”. Der Detaillie-
rungsgrad der Bauplanung ist enorm, was auf
konkrete, nicht naher ausgefiihrte Ideen schlie-
Ben ldsst, auch wenn gem. S. 12 ,,flieBende
Baugrenzen festgesetzt” werden. Landschaft ist
keine Verfuigungsmasse. Die Begriindung in der
Zusammenfassung des Umweltberichts auf S.
16, dass ,,der Verlust der Vegetation ausgegli-
chen” werden kann, ist fehlerhaft, da zwar ,,die
Errichtung der Kita im 6ffentlichen Interesse”
liegen wirde - diese ist aber eben nicht Gegen-
stand des Bebauungsplans. Es wird stattdessen,
wie auf S. 11 erwéhnt, , keine endgiiltige Nut-
zung" festgestelit.

Da gem. S. 16 der Begriindung der Lebens-
raumtyp (LRT) 6510 ,,Magere Flachland-
Méhwiesen" betroffen ist, der in einer Rlck-
meldung der EU an die Bundesregierung, v. a.
Bayern und dort den Bereich stidlich von Min-
chen betreffend, als massiv defizitar genannt
wurde, ware ein Verlust genau dieses LRT
denkbar schlecht. Daher wird falsch geschluss-
folgert, dass ,,der mit der Planung verbundene
Verlust als tolerabel einzustufen” wére. Denn

Wird zur Kenntnis genommen
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das Vertragsverletzungsverfahren der EU spezi-
ell fur diesen LRT l&uft bereits und verbietet
eine Minderung der Flache.

Wir gehen davon aus, dass es auch im Sinne der
Gemeinde ist, die Eingriffe in das Landschafts-
schutzgebiet (LSG) zu minimieren und in das
betroffene FFH-Gebiet zu verhindern. Die, auch
unserer Meinung nach, fir die Kindererziehung
gunstige Lage darf in keinem Fall Uberstrapa-
ziert werden. Auerdem ist die Gefahr einer
Ausweitung der Bebauung, auch auf die andere
StraBenseite, bisher verhindert worden - ist aber
jetzt mit dieser Bebauungsplanung Tur und Tor
geoffnet.

Daher schlagen wir vor:

a) Auf den Eingriff in das FFH-Gebiet wird
verzichtet, denn der schmalen Korridor im Nor-
den, der das FFH Gebiet um die DeixIfurter
Seen mit dem FFH-Gebiet um die Geigerfilzen
nach Feldafing verbindet, und der 0. g. LRT
wirden zerstort. Dies widersprache noch dazu
dem Ziel der FFH-Gesetzgebung, natirliche
Areale zu vernetzen.

Es gibt u.E. gute Alternativen, den Flachenver-
brauch auch im LSG stark zu vermeiden und die
Zersiedelung im AufRenbereich der Gemeinde
zu verringern:

- Ein Gebdude kann im Bereich des Waldorf-
Kindergartens zur Strafl3e hin entstehen.

- Ein Gebdude hat Platz stidlich des Rotkreuz-
Kindergartens in Richtung Ort.

- Alterativ wird in der sudlich oder westlich
angrenzenden Wiese gebaut.

- Parkplétze missen nur fiir das Personal vorge-
sehen werden, nur ein kleiner Bereich fiir das
Bringen und Abholen der Kinder.

b) Als Ausgleichsflache die westlich angren-
zende Wiese auszuweisen, ist vollig unzu-
reichend. Diese Wiese befindet sich z. T. bereits
in naturnahem Zustand, es ware nur eine Ume-
tikettierung. Als Ausgleichsflache soll eine zu
entwickelnde, z.B. eine derzeit versiegelte, Fla-
che gefunden werden.

Zu a) Um die naturschutzfachlichen Einwande zu
wirdigen, wurde die Planung grundsétzlich tber-
arbeitet: So wird das Kitageldnde nun auf Flur-
stiick 1295/46, Gemarkung Traubing um eine 15
m breite Erweiterungsflache mit einem Baufens-
ter von 20 m x 8 m erganzt. Auf dem Flurstiick
1295/46, Gemarkung Traubing waren im Rah-
men der Fluchtlingskrise im Jahr 2015 und nach-
folgend Notunterkinfte fir Flichtlinge unterge-
bracht. Im Gegensatz dazu soll nun auf begrenz-
ter Flache eine der Kita angeschlossene Jurte
errichtet werden. Die umliegenden Flachen wer-
den naturnah als extensiv genutzte Wiese mit
Obstbaumen gestaltet. Auf diese Weise ist si-
chergestellt, dass die Planung nur in geringem
MafRe in das Natura-2000-Gebiet hineinreicht
und innerhalb des Schutzgebietes keine Lebens-
raumtypen betroffen sind.*

Zu b) Dem Einwand wird widersprochen. Im
Plan Nr. 3 zum Umweltbericht wird ausgefiihrt,
dass es sich bei dem Bestand derzeit um eine
tberwiegend nur locker mit jungen Fichten be-
stehende Feuchtwiesenbrache handelt. Ohne
Pflege wiirde der Bereich verbuschen und der
offene Charakter der Landschaft ginge verloren.
Der Bestand ist nicht in der amtlichen Biotopkar-
tierung enthalten. Insofern ist die Flache durch
die aufgefuhrten MalRnahmen sinnvoll aufwert-
bar. An der MaRnahme wird daher festgehalten.
Die bereits hthere Wertigkeit der Flache wird
gemél Leitfaden ,,Bauen im Einklang mit Natur
und Landschaft” durch eine groere Ausgleichs-
flache (vgl. Plan 2 und Plan 3 des Umweltberich-
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c) Die Décher missen mit Fotovoltaik-Modulen
bestiickt werden. Dafiir nicht geeignete Dacher
sollten begriint werden.

d) Der Lage entsprechend sollten im Spielbe-
reich Gerate aus natlirlichem Material verwen-
det werden. Die Chance, dort spielerisch die
Natur zu entdecken, sollte genutzt werden.

e) Der Parkplatz im Norden im FFH-Bereich ist
zu streichen. An den stark frequentierten Wo-
chenendtagen kénnen Wanderer zusétzlich die
Parkplatze der Kindergarten nutzen.

tes), als ermittelt, berticksichtigt. Eine gesetzliche
Verpflichtung, zum Ausgleich eine Flache zu
waéhlen, die entsiegelt werden kann, besteht nicht.

Zu c) Der Einwand wird berticksichtigt, indem
die Dachbegriinung und die Nutzung der Solar-
energie auf Dachfldchen in einer eigenen Festset-
zung gefasst wird.

Zu d) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Anderungen am Bebauungsplan sind nicht erfor-
derlich.

Zu ) Dem Einwand wurde durch Anderung der
Planung bereits Rechnung getragen.

Untere Naturschutzbehotrde, LRA Starnberg; Schreiben vom 17.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

1. Die Bauleitplanung beruhrt das FFH-
Gebiet ,Moranenlandschaft zwischen
Ammersee und Starnberger See“. Ge-
maf dem vorgelegten Umweltbericht (U-
Plan im Juli 2020) weist der kartierte
LRT eine mittlere bis schlechte lebens-
raumtypische Habitatstruktur (Stufe C)
auf. Zudem ist das Arteninventar des
LRT nur in Teilen vorhanden. Gemaf}
des Umweltbericht (U-Plan im Juli 2020)
ist ein Vorkommen von Arten des An-
hangs Il der FFH-RL aufgrund der feh-
lenden Habitatstrukturen mit grof3er
Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen. Je-
doch ist unseres Erachtens ein Vor-
kommen von Gelbbauchunken nicht
auszuschlieRen. Deshalb miissen wah-
rend des Baubetriebs Baustelleneinrich-
tungsflachen (BE-Flachen) zum Schutz
der Gelbbauchunken wahrend ihrer Akti-
vitatszeit (Ende Mérz bis Ende Septem-
ber) durch einen voll funktionsfahigen
Amphibienschutzzaun umz&unt werden.
Dieser soll verhindern, dass die Flache
und mdgliche entstehende Fahrrinnen
und Pfitzen durch die Gelbbauchunke
besiedelt werden. Dadurch kann eine
Beeintrachtigung der nach Anhang II.
und IV. der FFH-RL streng geschiitzten
Art mit grof3er Sicherheit ausgeschlos-
sen werden.

Durch die geplante Bebauung wird eine kar-

Zu 1: Der Einwand wurde im parallel laufenden
27. Anderungsverfahren zum Flachennutzungs-
plan wie folgt abgewogen:

,,Der Einwand wird beriicksichtigt. Um die na-
turschutzfachlichen Einwénde zu wiirdigen, wur-
de die Planung grundsétzlich tberarbeitet: So
wird das Kitagelande nun auf Flurstiick 1295/46,
Gemarkung Traubing um eine 15 m breite Erwei-
terungsflache mit einem Baufenster von 20 m x 8
m ergénzt (vgl. dazu auch Bebauungsplan). Auf
dem Flurstlick 1295/46, Gemarkung Traubing
waren im Rahmen der Flichtlingskrise im Jahr
2015 und nachfolgend grof3flachig Notunterkinf-
te fir Fluchtlinge untergebracht. Im Gegensatz
dazu soll nun auf begrenzter Flache eine der Kita
angeschlossene Jurte errichtet werden. Die um-
liegenden Fléchen werden naturnah als extensiv
genutzte Wiese mit Obstbaumen gestaltet. Auf
diese Weise ist sichergestellt, dass die Planung
nur in geringem MaRe in das Natura-2000-
Gebiet hineinreicht und innerhalb des Schutzge-
bietes keine Lebensraumtypen betroffen sind.
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tierte artenreiche Flachland-Mahwiese
(6510) zerstort. GemaR des Standarddaten-
bogen kommen in dem FFH-Gebiet circa 55
ha des LRT 6510 vor. Betroffen durch das
Projekt sind 230 m?. GemaR der Fachkon-
ventionen zur Bestimmung der Erheblichkeit
im Rahmen der FFH-VP (LAMBRECHT, H.
& TRAUTNER, J., 2007) ist ein Verlust ei-
nes FFH-LRT 6510 von bis zu 1.000 m? als
tolerabel anzusehen.

2. Das Planungsgebiet befindet sich im Gel-
tungsbereich des Landschaftsschutzgebiets
»Starnberger See und westlich angrenzende
Gebiete®. Daher liegt ein Normenkonflikt
vor. Eine spatere Zulassung des VVorhabens
im Wege der Befreiung ist nicht mdglich, es
liegt keine Befreiungslage vor. Daher muss
hier eine Herausnahme aus dem Schutzge-
biet durchgeflhrt werden. Diese Heraus-
nahme wird vorliegend sehr kritisch gesehen.
Aus der Sicht des Naturschutzes sollte drin-
gend gepriift werden, ob der Umgriff nicht
durch ein Zusammenricken der Geb&ude
verkleinert werden kann. Auch die Park-
platzgréRe muss in diesem sensiblen Bereich
hinterfragt werden. Zudem sollte in jedem
Fall die Heckenstruktur an der Stral3e erhal-
ten werden, da diese fiir eine Einbindung in
die Landschaft sorgt. Die Hecke entlang der
Traubinger StraRe besitzt neben ihrer gkolo-
gischen Bedeutung (Habitatfunktion, Nah-
rungsangebot) einen hohen asthetischen
Wert. Sie schirmt den Blick auf die Strale
bzw. umgekehrt ab. Schliel3lich wére auch
darzustellen fur welche soziale Einrichtung
hier ein Flachenbedarf vorgesehen wird, da
vorsorgliche Herausnahmen aus dem
Schutzgebiet sehr kritisch zu sehen sind.

3. Zu Festsetzung 5.2
Die sensible Lage im FFH-Gebiet sowie im
Landschaftsschutzgebiet bringt einen geson-
derten Anspruch an die Funktionalitat und
den &sthetischen / 6kologischen Wert einer
Heckenpflanzung mit sich. Deshalb sollte die
Artenauswahl fur die private Griinflache hin
zum Parkplatz tiberdacht werden. Hier eignet
sich eine mehrreihige Hecke aus heimischen
Straucharten, welche im Gegensatz zu einer
reinen Hainbuchenhecke ein reiches Bliiten-
und Fruchtangebot fur Insekten, VVégel und
Kleinsduger anbietet. Bei der Artenauswahl
soll auf die in den Hinweisen unter 12.1 ge-
nannten heimischen Straucharten zurtickge-
griffen werden. Zudem flgt sich eine natir-

Zu 2: Der Einwand wurde im parallel laufenden
27. Anderungsverfahren zum Flachennutzungs-
plan wie folgt abgewogen:

,,Der Einwand wird beriicksichtigt. Um die na-
turschutzfachlichen Einwénde hinsichtlich des
bestehenden Landschaftsschutzgebietes zu wir-
digen, wurde die Planung grundséatzlich tberar-
beitet: so wird das Kitagelande nun auf Flurstiick
1295/46, Gemarkung Traubing um eine 15 m
breite Erweiterungsflache mit einem Baufenster
von 20 m x 8 m erganzt (vgl. dazu auch Bebau-
ungsplan). Auf dem Flurstlick 1295/46, Gemar-
kung Traubing waren im Rahmen der Flicht-
lingskrise im Jahr 2015 grof3flachig Notunter-
knfte fir Fluchtlinge untergebracht. Hier soll
nun auf begrenzter Flache eine der Kita ange-
schlossene Jurte errichtet werden. Die umliegen-
den Flachen werden naturnah als extensiv ge-
nutzte Wiese mit Obstbdumen gestaltet. Sofern
unter der MaRgabe der nun vorliegenden, wenig
Fléche beanspruchenden, vertraglicheren Pla-
nung keine Befreiung von den Vorschriften des
Landschaftsschutzes moglich ist, wird im Zuge
des weiteren Verfahrens die Beantragung der
Herausnahme des Planbereiches aus dem Land-
schaftsschutzgebiet bzw. Befreiung beantragt.

Zu 3: Die Planung wurde grundsétzlich liberar-
beitet. Der Hinweis zur Artenauswahl wird be-
ricksichtigt, indem nun die Pflanzung einer He-
cke aus heimischen Strduchern anstelle einer
reinen Hainbuchenhecke festgesetzt wird.*

Sitzung des Gemeinderates vom 27.07.2023

Seite 25 von 69




liche Hecke deutlich besser in die Umgebung
(AuBenbereich) ein.

4. Zu Festsetzung 5.4
Hier ist zu ergénzen, das zu erhaltende Ge-
holze spatestens eine Vegetationsperiode
nach Ausfall zu ersetzen sind.

Formulierungsvorschlag:

Die durch Planzeichen dargestellten Baume
sind zu erhalten und bei Abgang eine
Pflanzperiode spater durch die jeweils glei-
che Art am gleichen Standort zu ersetzen.
Dabei ist eine Qualitat H. 3x verpflanzt mit
einem Stammumfang von mindestens 18 cm,
gemessen in 1,0 m Héhe, zu verwenden.

Statt dem unverbindlichen Hinweis 12.2
zu den DIN-Normen sollten zum Schutz
der Bestandsbaume bei Baumafinah-
men folgende Festsetzungen erganzt
werden. Dies sollte auch fir die Hecken-
struktur unter Festsetzung 5.3 gelten

Formulierungsvorschlag:

1. Vor Beginn der Erd- und/oder Abrissar-
beiten sind zum Schutz der Wurzelberei-
che von Baumen (Kronentraufe zuziiglich
1,50 m) ortsfeste Baumschutzzaune nach
DIN 18920 zu erstellen und dauerhaft
wahrend der Bauzeit zu erhalten.

2. Vor Beginn der Erdaushubarbeiten sind
im Wurzelbereich von Baumen (Kronen-
traufe zuzuglich 1,50 m) Wurzelschutz-
vorhange nach DIN 18920 zu erstellen
und wahrend der Bauzeit regelmagig zu
bewdssern.

3. Bei baulichen Anlagen, die den Wurzel-
bereich von Baumen (Kronentraufe zu-
zglich 1,50 m) tangieren, sind senkrech-
te VerbaumafRnahmen (Berliner Verbau)
vorzunehmen.

4. Beim Verlegen von Leitungen aller Art
muss der Wurzelbereich von Baumen
(Kronentraufe zuztglich 1,50 m) unter-
fahren werden (z.B. Spulbohrung). Ist ei-
ne Spulbohrung z.B. aus geologischen
Grinden nicht moglich so diirfen Wurzeln
mit einem Durchmesser >= 2 c¢cm nicht
durchtrennt werden z.B. aus geologischen
Grinden nicht moglich so diirfen Wurzeln
mit einem Durchmesser >= 2 c¢cm nicht
durchtrennt werden.

5. Zu Festsetzung 5.8

Zu 4: Der Einwand wird berlcksichtigt, in dem
die vorgeschlagene Festsetzung in den Bebau-
ungsplan aufgenommen wird.

Der Einwand wird beriicksichtigt, in dem der
vorgeschlagene Formulierungsvorschlag als
Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen
wird. Fir eine Festsetzung fehlt die rechtliche
Grundlage im § 9 BauGB ,,Inhalt des Bebau-
ungsplanes®.
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Hier ist zu ergdnzen, dass neu gepflanzte
Gehdlze bei Abgang zu ersetzen sind.

Formulierungsvorschlag:

Ausgefallene Pflanzen missen spatestens in
der nachfolgenden Vegetationsperiode mit
derselben Art, in der festgesetzten Gréfie neu
gepflanzt werden.

. Zu Festsetzung 5.10

Artenschutz

Da auch Geholze beseitigt werden mis-
sen, sind die Belange des Artenschutzes
betroffen. Die Belange des Artenschut-
zes wurden im vorliegenden Fall nicht
hinreichend ermittelt. Als Mindestmal}
einer ordentlichen Auseinandersetzung
der Bauleitplanung mit dem Artenschutz
ist eine einmalige Begehung durch einen
Fachexperten und die Auswertung vor-
handener Daten zu sehen (Relevanzpri-
fung). Dies ist hier nicht geschehen. Es
ist dringend zu empfehlen, die Belange
des Artenschutzes nach zu arbeiten. Im
Ubrigen dient diese Abarbeitung des Ar-
tenschutzes und der ggf. damit verbun-
denen Vermeidungsmafinahmen auch
den Bauherren als Orientierungshilfe bei
der Verwirklichung von Bauvorhaben.
Wird im Rahmen der Prifung festge-
stellt, dass Verbotstatbestande beriihrt
sind, die nicht durch CEF MalRhahmen
ausgeglichen werden kénnen, bedarf
dies einer Ausnahmegenehmigung
durch die Regierung von Oberbayern.
Zusatzlich wird empfohlen den nachfol-
genden Hinweis mit in den Bebauungs-
plan aufzunehmen:

Formulierungsvorschlag:

Beim Abbruch von Geb&auden, bei der Ro-
dung von Gehdlzen und bei der Beseitigung
vorhandener Kleingewéasser kdnnen beson-
ders oder streng geschtzte Arten wie Vigel,
Fledermause oder Amphibien betroffen sein.
Es ist sicher zu stellen, dass im Rahmen ei-
nes Bauvorhabens artenschutzrechtliche
Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG
nicht beruhrt werden (z.B. durch 6kologische
Untersuchungen und eine Umweltbaubeglei-
tung). Grundsatzlich dirfen Rodungen von
Gehdlzen nur in der Zeit vom 1.10 bis zum
28.2. durchgefiihrt werden. Der Abbruch von
Gebauden muss gegebenenfalls in Zeiten
durchgefuhrt werden, in denen keine Nut-
zung durch gebaudebewohnende Vogel- und
Fledermausarten erfolgt. Wenn Fensterléden

Zu 5: Der Einwand wird ber(cksichtigt, in dem
der vorgeschlagene Formulierungsvorschlag in
den Bebauungsplan aufgenommen wird.

Zu 6: Der Einwand wurde im parallel laufenden
27. Anderungsverfahren zum Flachennutzungs-
plan wie folgt abgewogen:

., Der Einwand wurde berticksichtigt, indem die
Planung grundsétzlich Gberarbeitet wurde. Auf
diese Weise wird nur in geringem Malie in das

vorhandene Gebiisch eingegriffen. Der weitaus
groRte Teil der Gehdlze wird erhalten. Der vor-
geschlagene Hinweis wird in den Bebauungsplan
aufgenommen. *
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aus Holz vorhanden sind, sollten diese vor
dem Abbruch abgenommen und auf Fleder-
mause untersucht werden. Soweit erforder-
lich (z.B. bei Hohlenb&umen) sind vorgezo-
gene AusgleichsmalRnahmen durchzuftihren
(z.B. Nistkasten). Werden artenschutzrechtli-
che Verbotstatbestande berthrt, so bedarf
dies einer Ausnahme durch die Regierung
von Oberbayern.

Regionaler Planungsverband; Schreiben vom 19.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

Die Gemeinde Tutzing will baurechtliche Vo-
raussetzungen zur Erweiterung einer Kinderta-
gesstatte (Sondergebiet 1 im Siliden des Plange-
biets) sowie zusatzlich Flachen fur soziale Zwe-
cke schaffen (im nordlichen Teil des Plange-
biets). Fir dieses Sondergebiet 2 steht noch
keine Nutzung fest. Der sudliche Teilbereich ist
bereits im rechtwirksamen Flachennutzungsplan
als Gemeinbedarfsflache ,,Kinderhaus Tutzing /
Kinderhaus Zwergerlalm / Rettungswache
Tutzing" dargestellt, der nordliche Teilbereich
ist Flache fur die Landwirtschatft.

Aus regionalplanerischer Sicht ist die Aus-
weisung nicht ohne Bedenken:

Der gesamte Planbereich liegt im Landschafts-
schutzgebiet ,,Starnberger See und westlich
angrenzende Gebiete* sowie im Regionalen
Griinzug Nr. 7 ,,Starnberger See / Wiirmtal so-
wie flankierende Waldkomplexe®. Zudem liegt
der nordliche Teilbereich im FFH-Gebiet ,,Mo-
ranenlandschaft zwischen Ammersee und
Starnberger See‘:

GemadlR RP Miinchen B 11 Z 4.6.1 dienen Regi-
onale Griuinzige der Verbesserung des Biokli-
mas und der Sicherung eines ausreichenden
Luftaustausches, der Gliederung der Siedlungs-
raume sowie der Erholungsvorsorge in Sied-
lungsgebieten und siedlungsnahen Bereichen.
Uber die in bestehenden Flachennutzungsplanen
dargestellten Siedlungsgebiete hinaus durfen
Regionale Griinziige nicht geschmélert oder
durch gréRere Infrastrukturmalinahmen unter-
brochen werden. Planungen und MaRnahmen
sind im Einzelfall und zur organischen Entwick-
lung von Nebenorten maglich, soweit die jewei-
lige Funktion gemal Absatz 1 nicht entgegen-
steht.

Der Einwand wurde im parallel laufenden
27. Anderungsverfahren zum Flachennutzungs-
plan wie folgt abgewogen:

,,Der Einwand wird beriicksichtigt, indem die
Planung grundsatzlich Gberarbeitet wurde: so
wird das Kitagelande nun auf Flurstick 1295/46,
Gemarkung Traubing um eine

15 m breite Erweiterungsflache erganzt (vgl.
dazu auch Bebauungsplan). Auf dem Flurstiick
1295/46, Gemarkung Traubing waren im Rah-
men der Fliichtlingskrise im Jahr 2015 und nach-
folgend grof3flachig Notunterkunfte fur Fliicht-
linge untergebracht. Hier soll nun auf begrenzter
Flache eine der Kita angeschlossene Jurte er-
richtet werden. Die umliegenden Flachen werden
naturnah als extensiv genutzte Wiese mit Obst-
baumen gestaltet. Auf diese Weise ist sicherge-
stellt, dass die nun vorgelegte Planung zu keiner
erheblichen Beeintrachtigung des regionalen
Griinzuges fiihrt.
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GeméalR RP Minchen B 11 Z 4.3 sind land-
schaftspragende Strukturen zu erhalten. Eine
deutlich erweiterte Siedlungstatigkeit an der
hoch und prominent gelegenen Planungsfléche
ist demnach zu vermeiden.

1. Firden sidlichen Bereich (Sondergebiet 1
Kindertagesstatte) ist davon auszugehen,
dass durch den in der Begriindung zur 27.
Flachennutzungsplandnderung genannten
Ersatzbau nach Abbruch der Bestandsge-
baude keine relevante Verschlechterung
der bestehenden Situation im Hinblick
auf die Funktionen des Regionalen Griin-
zugs und landschaftspragende Strukturen
zur Folge hat.

2. Demgegentlber kann beztglich des nérd-
lich gelegenen Sondergebiets 2 auf Fl&-
chen fur die Landwirtschaft nicht festge-
stellt werden, dass diese Planung den
Funktionen des regionalen Griinzugs
nicht entgegensteht. Insbesondere ist ne-
ben der bioklimatischen Situation zu be-
denken, dass mit einer weiteren Vergro-
Rerung des isoliert gelegenen Standorts
(ca. 280 m vom Siedlungsrand Tutzing
entfernt) die Funktionen des Regionalen
Grinzugs zur Gliederung der Siedlungs-
raume entgegensteht. Dieser Standort
droht bei der Ausweisung im nordlichen
Bereich durch bauliche MalRnahmen im
Regionalen Griinzug erweitert und verfes-
tigt zu werden. Es kann nicht ausge-
schlossen werden, dass weitere Erweite-
rungen an dem Standort erfolgen. Eine
Erweiterung nach Norden greift in land-
schaftspragende Strukturen ein. Zudem
kann eine bauliche Weiterentwicklung in
diesem landschaftlich und naturschutz-
fachlich sensiblen Bereich das Land-
schaftsbild stark verandern.

Der nordliche Teil des Planbereichs ist
nach den Planunterlagen auch nicht fir
den Weiterbetrieb von Kinderbetreu-
ungsmalinahmen erforderlich.

Gegen die Planung zum Ersatz und Erweiterung
des Kindergartens (Sondergebiet 1) werden im
Ergebnis keine regionalplanerischen Bedenken
erhoben.

Gegen die Neuausweisung im Norden des Plan-
gebiets (Sondergebiet 2) auf einer landwirt-
schaftlichen Fl&che und in einer abgelegenen
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Lage vom Ort werden regionalplanerische
Bedenken geltend gemacht, weil diese Flache
der Funktion des Regionalen Griinzugs, insbe-
sondere der Gliederung der Siedlungsrdume,
entgegensteht. Zudem wiirde eine bauliche Wei-
terentwicklung dort das Landschaftsbild stark
verandern (s. 0. unter 2.).

Fir Rickfragen stehe ich Ihnen gerne zur Ver-
fligung.

Kreisbauamt, LRA Starnberg; Schreiben vom 25.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

Das Landratsamt nimmt wie folgt Stellung:

1. Es wird darauf hingewiesen, dass sich
das Plangebiet im Landschaftsschutzgebiet
»otarnberger See und westliche angren-
zende Gebiete® befindet und ein Heraus-
nahmeverfahren der Grundstiicke aus dem
Landschaftsschutzgebiet erforderlich ist.

2. Es wird um Prifung und Anpassung der
Festsetzung I. 1.1 gebeten, da die im letz-
ten Halbsatz ... sowie soziale Nutzungen
(Bereitschaftsstutzpunkte ...)“ aufgefuhrte
Art der Nutzung nicht mit der Zweckbe-
stimmung einer ,Kindertagesstatte“ Uber-
einstimmt. Dies soll evtl. die Beschreibung
des SO 2 darstellen, so dass die Ausflh-
rungen unter der Festsetzung 1.2 zu erfol-
gen hat.

Zudem ist die Bezeichnung ,sonstiger Ein-
satzdienste® rechtlich zu unbestimmt und
daher unzulassig.

3. Wir empfehlen, den Begriff ,soziale Zwe-
cke® in | 1.2 zu spezifizieren, um die Band-
breite der Nutzungen auf das mit den ge-
meindlichen Zielvorstellungen korrelieren-
den Mal} zu reduzieren.

4. Wir bitten dringend, um den biirokratischen
Verwaltungsaufwand fiir die Berechnung der
Grundflache durch die Festsetzung 1. 2.1 zu
reduzieren, diese in absoluten Werten anzuge-
ben. Die Festsetzung I. 2.5 wére dann bzgl. der
genannten ,,GRZ* anzupassen.

5. Wir bitten zudem zu tberprifen, inwieweit
die Festsetzung 1. 2.2 zur Anzahl der Vollge-
schosse zwingend erforderlich ist. Der enorme
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und selten zu rechtfertigende Burokratieauf-
wand im Vollzug dieser Festsetzung sollte in
der Abwagung dem stadtebaulichen Mehrnutzen
dieser Festsetzung gegenubergestellt werden.

6. Der untere Messpunkt der Wandhéhe wird
mit der Festsetzung I. 2.7 auf den stadtebaulich
ungewohnlichen (und im Vollzug kaum tber-
priifbaren) ,,...Oberkante Fertiger Fuboden
des Erdgeschosses ... abgestellt. A 3.51.V.m.
A 7.6 kdnnen ebenfalls die tatséchlich in Er-
scheinung tretenden Wandhohen nicht regeln,
da die Aufschittungen und insbesondere Ab-
grabungen auf das bestehende Gelénde, die WH
aber auf die Stralenoberkante bzw. auf den
Rohfulboden im EG bezogen ist. Da fiir den
Betrachter des Bebauungsplans die tatséchli-
chen Wandhohen nicht erkennbar sind, halten
wir die Festsetzungen A 3.4, A35iV.m. A7.6
fur zu unbestimmt und daher rechtlich unzul&s-
sig. Die Wandhohe sollte auf die Gelandeober-
flache, alternativ auf das natlrliche oder geplan-
te Gelande bezogen werden. In diesem Fall
musste auch Abgrabungen und Aufschiittungen
und deren Bezeichnung zur Wandhdohe festge-
setzt werden.

7. Der in der Festsetzung I. 5.5 verwendete
Begriff ,,Geringfligig* ist rechtlich zu unbe-
stimmt und damit unzuldssig.

8. Wir regen an, in der Festsetzung |. 5.8 auf
den eindeutiger bestimmten Zeitpunkt der ,,Nut-
zungsaufnahme* und nicht auf den der ,,Bau-
vollendung* abzustellen.

9. Da bauliche Anlagen in einer privaten Grin-
flache unzulé&ssig sind, sollte 1 5.3 umformatiert
werden.

Ansonsten werden zu dieser Auslegung
keine weiteren Bedenken oder Anregungen
vorgebracht.

Die Festsetzung 2.7 wird wie folgt gedndert:

Die Wandhohe wird gemessen von der festge-
setzten Hohenkote bis zum Schnittpunkt der Au-
Renwand mit der Oberkante (OK) Dachhaut bei
geneigten Déchern, bzw. bis zur Oberkante der
Attika bei Flachdachern.

Der Begriff ,,geringfligig® wird gestrichen.

wird entsprechend geandert

wurde gestrichen, da es keine private Grinflache
gibt.

Bodenschutz, LRA Starnberg; Schreiben vom 30.06.2022 (inkl. 12. & 13.05.2022)

12.05.2023

Stellungnahme

Beschluss

Zu 0. g. Verfahren nimmt das Landratsamt
Starnberg aus bodenschutzrechtlicher Sicht wie
folgt Stellung:

Sachverhalt:

Durch die (iberarbeitete Stellungnahme vom
30.06.2022 des Landratsamt - Technischer Um-
weltschutz und Abfallwirtschaft werden die vor-
gebrachten Ausflihrungen gegenstandlos.
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Auf dem Grundsttck Fl. Nr. 1295/45 Gemar-
kung Traubing wird seit 1994 vom Bayerischen
Rote Kreuz eine Kindertagesstatte betrieben.
Auf demselben Grundsttick befindet sich ein
Waldorf-Kindergarten in Betrieb. Die Teilflache
des Grundstiicks FI. Nr. 1295/46 Gemarkung
Traubing ist Griinland bzw. eine kleine Teilfla-
che ist versiegelt.

Durch die Anderung des Bebauungsplans Nr. 83
soll der bereits bestehende Bebauungsplan er-
weitert werden, um die planerischen Vorausset-
zungen fur die Errichtung sozialer Einrichtun-
gen

auf dem Nachbargrundstiick Fl. Nr. 1295/46
Gemarkung Traubing zu schaffen.

Im Rahmen der frihzeitigen Beteiligung der
Offentlichkeit sowie der Behorden und sonsti-
gen Tréger 6ffentlicher Belange und der damit
verbundenen Auslegung gem. 83 Abs.1 und 4
Abs. 1 BauBG wurde dem Landratsamt Starn-
berg, Fachbereich Umweltschutz- Bodenschutz,
u.a. das Ingenieurgeologische Gutachten vom
30.01.2015 der GHB Consult GmbH vorgelegt.

Aus diesem Gutachten geht unter Ziffer 2.2
(Seite 5) hervor, dass durch die Baugrundunter-
suchungen ermittelt wurde, dass im Bereich BS
1 und BS 2 (= Bohrsondierung mit Kleinboh-
rungen auf dem nordwestlichen Grundstiicksteil
von Fl. Nr.1295/45 Gemarkung Traubing zwi-
schen den beiden vorhandenen Gebdude) eine
geringmachtige kiesige Auffullung als Wegun-
terbau vorhanden war.

Auf Seite 7 fiihrt der Gutachter aus, dass ,,die
im Bereich des derzeitigen Bestands vorgefun-
denen

aufgefullten Bdden der Bohrsondierungen BS 1
und BS 2 bis 0,5 Tiefe aufgrund der Uberschrei-
tung des Grenzwerts im Parameter PCB (0.07
ma/ kq) der Zuordnungsklasse Z 1.1 zuzuord-
nen sind. ...Aufgrund der punktuellen Auf-
schlussweise kdnnen dennoch Abweichungen
von dem Untersuchungsergebnis nicht restlos
ausgeschlossen werden, so dass in Ausschrei-
bungen zu Erdarbeiten die Zuordnungsklassen Z
0,Z21.1,Z1.2,Z2und > Z 2 Beriicksichtigung
finden sollten".

Zusammenfassend ist festzustellen, dass durch
die im Jahr 2015 durchgefihrten orientierenden
Baugrunduntersuchungen lokale Auffiillungen
auf dem Vorhabensgebiet im Bereich BS 1 und
BS 2
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festgestellt wurden, die dem Fachbereich Um-
weltschutz bislang nicht bekannt waren. Unter-
suchungen nach dem Bodenschutzecht wurden
auf dem Gelé&nde nach unserem Kenntnisstand
bis-

lang nicht durchgefuhrt bzw. im 0.g. Ingenieur-
geologischem Gutachten vom 30.01.2015 wurde
lediglich der Wirkungspfad Boden-Mensch,
Nutzung Kinderspielplatze, untersucht. Zu den
anderen bodenschutzrechtlichen Wirkungspfa-
den (Boden-Grundwasser und Boden-
Nutzpflanze-Nutzgarten) liegen uns keine Aus-
sagen vor.

Altlastenverdachtsflachen:

In der Begriindung zum Bebauungsplan in Zif-
fer 7.2 , Altlastenverdachtsflache" erklart die
Gemeinde, dass ,,im Bereich des geplanten Be-
bauungsplanes der Gemeinde keine Grund-
stucksflachen im Kataster gem. Art. 3 Bayer.
Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgefiihrt
sind, fur die ein Verdacht auf Altlasten oder
schadliche Bodenverénderungen besteht. Es
liegen keine Informationen uber weitere Altlas-
ten oder Verdachtsflachen in diesem Bereich
vor."

Das Baugrundgutachten der Geo Hydro Bau
Consult vom 30.01.2015, das im Auftrag der
Gemeinde Tutzing erstellt wurde, gibt allerdings
Hinweise auf Bodenbelastungen auf dem be-
troffenen Gelénde. Aufgrund dieser Hinweise
haben wir die folgenden Flachen (siehe Anlage)
aktuell als Altlastenverdachtsflachen in das
Kataster des Landesamtes fur Umwelt
(ABuDIS) aufgenommen:

KatasterNr. |Fl.Nrn. Gemarkung |Grundstiickseigentimer  |Standortbezeichnung

18800915 1295/45, Traubing Gemeinde Tutzing Auffiillung . Kita Traubinger,
1296/46 (TF), st 61

18800915 236/3 Tutzing Gemeinde Tutzing Auffiillung ,Kita Traubinger
Str. 67"

Weitere Altlastenverdachtsflachen im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans Nr. B3 sind
dem

Landratsamt Starnberg, Fachbereich Umwelt-
schutz, derzeit nicht bekannt.

Weitere VVorgehensweise:

Nach dem Mustererlass des Bayerischen
Staatsministeriums fur Landesentwicklung und
Umweltfragen ,,zur Berticksichtigung von Fla-
chen mit Bodenbelastungen, insbesondere Alt-
lasten, bei der Bauleitplanung und im Bauge-
nehmigungsverfahren” vom 17.05.2002 (im
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Folgenden: ,,Mustererlass") muss bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes geméal § 1 Abs.
5 BauGB insbesondere darauf geachtet werden,
dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohn- und Arbeitsverhaltnisse und die Sicher-
heit der Wohn- und Arbeitsbevélkerung ge-
wahrt bleiben und die Belange des Bodens be-
riicksichtigt werden. Aus der Nutzung des Bo-
dens darf keine Gefahr fiir die Nutzer entstehen.
Der Bauleitplan darf deshalb keine Nutzung
vorsehen, die mit einer vorhandenen oder ver-
muteten Bodenbelastung auf Dauer unvereinbar
und deshalb unzuléssig ware.

Nach unserem Kenntnisstand wurden bislang
keine umfangreiche Untersuchungen nach dem
Bodenschutzrecht, insbesondere auch nicht an
den festgestellten Auffiillungen im Bereich BS
1 und BS 2, durchgefiihrt. Eine vertikale Ab-
grenzung der Auffiillungen hat ebenfalls bislang
nicht stattgefunden. Folglich kann die Auswir-
kung von den vorgefunden Auffillungen auf die
beabsichtigte Nutzung (Kindertagesstatten)
nicht abgeschatzt werden.

Die Gemeinde Tutzing muss laut dem ,,Muster-
erlass" dem Verdacht auf Bodenbelastungen
nachgehen, da sonst ein Abwagungsfehler im
Bebauungsplanverfahren vorliegen konnte. Sie
muss sich tber die Art und den Umfang der
vermuteten Bodenbelastungen sowie Uber das
Gefahrenpotential (fiir alle Wirkungspfade)
Klarheit verschaffen.

Folglich hat die Gemeinde Tutzing eine sog.
orientierende bodenschutzrechtliche Unter-
suchung der Altlastenverdachtsflache Katas-
ternummer 18800915 (siehe oben) in Anleh-
nung an § 3 Abs. 3 Bundes-Bodenschutz- und

Altlastenverordnung (BBodSchV) durchzu-
fuhren.

Durch die Untersuchung soll die Lage und die
Ausdehnung der Auffullungen u.a. im Bereich
BS 1 und BS 2 ermittelt werden. Weiterhin sol-
len die Auswirkungen der Bodenbelastungen
auf die beabsichtigte Nutzung (auch auf dem
Grundstiick FI.Nr. 1295/46 Gemarkung
Traubing) fur s&mtliche Wirkungspfade beur-
teilt werden und ggf. auch Aussagen zu grund-
sétzlich geeigneten MaRnahmen zur Verminde-
rung oder Vermeidung der Einwirkungen ge-
troffen werden.

Wir empfehlen hierfiir die Beauftragung eines
Sachverstandigen geméal § 18 Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG).
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Wir wiesen darauf hin, dass die Kosten fir das
Gutachten grundsétzlich die Gemeinde als Tra-
gerin der Bauleitplanung zu tragen hat, soweit
sie nicht durch einen stadtebaulichen Vertrag 1.
S. d. § 11 BauGB oder einen Durchfiihrungsver-
trag von einem Dritten (bernommen werden.

Erst wenn die 0.g. noch offenen Punkte durch
die orientierende Untersuchung abgekléart sind,
kdnnen bei Bedarf entsprechende Sanierungs-
bzw. Sicherungsmalinahmen festgesetzt werden.

Textliche Festsetzungen:

Wir empfehlen im Entwurf des Bebauungsplan
Nr. 83 den Hinweis Ziffer 10 ,,Altlasten wie
folgt zu &ndern:

Werden bei AushubmaBnahmen auf den Bau-
grundstiicken Verunreinigungen des Untergrun-
des festgestellt, darf der Aushub nur unter fach-
technischer Begleitung eines einschldgigen Ing.-
Buros fortgefiihrt werden. Das Ausmal der
Verunreinigungen ist dann durch horizontale
und vertikale Abgrenzung zu bestimmen und
ein Dokumentationsbericht dem Landratsamt
Starnberg -Fachbereich Umweltschutz- vorzu-
legen.

In der Begriindung des Entwurfs des Flachen-
nutzungsplans ist eine entsprechende Anpas-
sung unter Punkt 3.3 notwendig:

Im Geltungsbereich sind Altlastenverdachtsfla-
chen bekannt.

Das Wasserwirtschaftsamt Weilheim erhalt
einen Abdruck dieses Schreibens.

Anlage:
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Lageplan Kat.Nr. 18800915
Auto

13.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

Das Wasserwirtschaftsamt Weilheim (WWA)
hat inzwischen das Ingenieurgeologischen Gut-
achten vom 30.01.2015 gepriift.

Das WWA leitet derzeit fur den Wirkungspfad
Boden-Gewaésser-Grundwasser keine Gefahr-
dung ab, da die Aufflllung geringmaéchtig so-
weit nicht flachig ist und durch méchtige bindi-
ge Schichten unterlagen wird. Hierdurch besteht
eine geringe potentielle Wasserdurchlassigkeit.
Insofern wiirde fir diesen Wirkungspfad eine
Dokumentation der abfallrechtlichen Restbelas-
tung ausreichen.

Durch die sensible Nutzung (Kindertagesstéatte)
werden wir das 0. g. Gutachten fur die beiden
anderen Wirkungspfade Boden-Mensch und
Boden-Nutzpflanze noch dem Gesundheitsamt
sowie dem Amt fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten zur Priifung vorlegen. Sollten auch
diese Amter einen orientierende Untersuchung
ausschlieBen kdnnen, werden wir unsere gestri-
ge Stellungnahme entsprechend abéndern bzw.
evtl. Auflagen wegen der abfallrechtlichen Re-
levanz mitaufnehmen.

Wird zur Kenntnis genommen.
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Wir bitten daher um entsprechende Verlange-
rung der heutigen Frist und Wirden uns umge-
hend nach Vorliegen der zwei Stellungnahmen
wieder bei Ihnen melden.

30.06.2022

Stellungnahme

Beschluss

Das Landratsamt Starnberg, Bodenschutzbehor-
de, hat mit Schreiben vom 12.05.2022 Stellung
zur beabsichtigten Anderung des Flachennut-
zungsplans sowie des 0.g. Bebauungsplan ge-
nommen.

Wie wir Ihnen am 13.05.2022 mitgeteilt haben,
haben wir unsere Fachbehdrden - dem Wasser-
wirtschaftsamt Weilheim, dem Gesundheitsamt
und dem Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft
und Forsten (AELFI - das Ingenieurgeologische
Gutachten vom 30.01.2015 vorgelegt und um
fachliche Stellungnahme gebeten. Die einzelnen
Stellungnahmen liegen Ihnen zwischenzeitlich
vor, daher hier nur noch eine kurze Zusammen-
fassung zu den einzelnen Wirkungspfaden:

Fir den Wirkungspfad Boden - Gewadsser/
Grundwasser teilte das Wasserwirtschaftsamt
mit, dass nach derzeitigem Sachstand keine
Geféahrdung abgeleitet werden kann. Insofern
kann eine Entlassung fur diesen Wirkungspfad
als Altlastenverdachtsflache im Altlastenkatas-
ter erfolgen.

Wegen der abfallrechtlichen Restbelastung ver-
bleibt jedoch ein entsprechender Vermerk im
Altlastenkataster.

Das Gesundheitsamt hat uns unter Mitwirkung
des Bayer. Landesamt fiir Gesundheit und Le-
bensmittelsicherheit bezliglich des Wirkungs-
pfads Boden - Mensch mitgeteilt, dass fiir das
Grundstiick FIl. Nr. 1295/45 der Altlastenver-
dacht

als ausgeraumt betrachtet werden kann, weitere
MaRnahmen zum Wirkungspfad Boden -
Mensch sind hier nicht erforderlich.

Fur das Grundsttick FI. Nr. 1295/46, auf dem
eine Erweiterung der Kindertagesstatte geplant
wird, wird nur fur den Fall, dass bei Aushubar-
beiten VVerunreinigungen mit optischen und
organoleptischen Auffalligkeiten des Unter-
grundes festgestellt werden, eine Uberbodenun-
tersuchung zum Wirkungspfad Boden - Mensch
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mit dem Szenario Kinderspielflachen empfoh-
len.

Somit kann auch eine Entlassung bzgl. dieses
Wirkungspfades aus dem Altlastenkataster er-
folgen bzw. wegen der abfallrechtlichen Restbe-
lastung verbleibt ein entsprechender Vermerk.

Zum Wirkungspfad Boden - Nutzpflanze teilte
uns das AELF mit, dass die Tiefenbereiche O -
30 cm und 30 - 60 cm unter GOK maf3geblich
sind. Im Zusammenhang mit einer ausschliefBli-
chen Spielnutzung - wie aktuell auf dem Grund-
stiick FI.Nr. 1295/45 der Fall zu sein scheint -
kann eine Geféahrdung auch fir diesen Wir-
kungspfad als ausgeschlossen betrachtet wer-
den.

Sollte auf den Freiflachen der Kindertagesstatte
beispielsweise im Rahmen von Kinderprojekten
oder auch verstetigt der Anbau von Nahrungs-
pflanzen im gewachsenen Boden bereits statt-
finden oder kiinftig vorgesehen sein, muss zu
Einschétzung der Gefahrdungssituation fir den
Wirkungspfad Boden - Nutzpflanze (Nutzgér-
ten) eine Orientierende Untersuchung nach den
Anforderungen in Anhang 1 und 2 der Bundes-
Bodenschutz - und Altlastenverordnung (BBod
SchV) durchgefiihrt werden.

Fur eine Nutzung zu Wohnzwecken in Form

von Wohncontainer -wie flr das Grundstiick

FI.Nr. 1295/46 in Erwégung gezogen wurde -
gelten dieselben Uberlegungen.

Folglich hangt die Notwendigkeit einer sog.
orientierende bodenschutzrechtliche Untersu-
chung in Anlehnung an 83 Abs. 3 Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung
(BodSchV) von der jeweils geplanten Nutzung
ab, insbesondere ob ein Anbau von Nahrungs-
pflanzen im gewachsenen Boden angedacht ist.

Aufgrund der o.g. Stellungnahmen werden wir
die Grundstucke FIl. Nrn. 1295/45 und 1295/46
Gemarkung Traubing und FI. Nr. 263/3 Gemar-
kung Tutzing als Altlastenverdachtsflache im
Kataster des Landesamtes fur Umwelt (ABU-
DIS) entlassen. Die Grundstiicke verbleiben
lediglich wegen abfallrechtlich relevanten Rest-
belastungen im Altlasten-, Bodenschutz- und
Dateninformationssystem (ABUDIS).

Neue Fassung der textlichen Festsetzungen:
Wir empfehlen im Entwurf des Bebauungsplan
Nr. 83 den Hinweis Ziffer 10 .. Altlasten" wie
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folgt zu &ndern:
Werden bei Aushubmafinahmen auf den Bau-

grundstiicken Verunreinigungen des Untergrun-
des festgestellt, darf der Aushub nur unter fach-
technischer Begleitung eines einschlégigen Ing.-
Buros fortgefuhrt werden. Das Ausmal} der
Verunreinigungen ist dann durch horizontale
und vertikale Abgrenzung zu bestimmen und
ein Dokumentationsbericht dem Landratsamt
Starnberg -Fachbereich Umweltschutz- vorzu-
legen.

Sollte sich die Verunreinigung im Bereich der
geplanten Freiflache befinden, haben entspre-
chende Oberbodenuntersuchungen zum Wir-
kungspfad Boden - Mensch zu erfolgen. Soweit
auf der Freiflache einer Kindertagesstatte ein
Anbau von Nahrungspflanzen im gewachsenen
Boden vorgesehen ist, ist fir den Wirkungspfad
Boden - Nutzpflanze eine orientierende Unter-
suchung nach den Anforderungen der in An-
hang 1 und 2 der Bundes-Bodenschutz - und
Altlastenverordnung (BBodSchV) durchzufiih-
ren. Die hierbei zu beruicksichtigen Punkte sind
im Vorfeld mit dem Landratsamt Starnberg -
Fachbereich Umweltschutz - abzustimmen.

In der Begriindung des Entwurfs des Flachen- Der Punkt 3.3 wird entsprechend angepasst.
nutzungsplans ist eine entsprechende Anpas-
sung unter Punkt 3.3 notwendig:

Im Geltungsbereich sind abfallrechtliche Rest-
belastungen bekannt, die ggf. weitere boden-
schutzrechtliche Untersuchungen erfordern.

Das Wasserwirtschaftsamt Weilheim, das Ge-
sundheitsamt sowie das AELF erhalten einen
Ab-

druck dieses Schreibens.

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 21.07.2020 wurde grundsétzlich
Uberarbeitet, die Erweiterungsflache wurde deutlich reduziert.

Unter Einbeziehung der 0.g. Beschliisse billigt der Gemeinderat den Entwurf der

1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 83 "Kindertagesstatte an der Traubinger StraRe 67"
inklusive Begrindung in der Fassung vom 27. Juli 2023 und beauftragt die Verwaltung das
weitere Auslegungsverfahren gem. § 3 Abs. 2 und 8§ 4 Abs. 2 BauGB durchzufuihren.

einstimmig beschlossen Ja: 15 Nein: 0 Anwesend: 15

27. Anderung des Flachennutzungsplanes fiir den Bereich "Kindertagesstat-
TOP 5 te an der Traubinger Stral3e 67; Erweiterung auf Fl. Nr. 1295/46 Teil, Gemar-
kung Traubing"; Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen; Billi-
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gungsbeschluss

Beschluss:

Behandlung der im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit sowie der
Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange vorgebrachten Bedenken und
Anregungen.

Der Entwurf der 27. Anderung des FNP samt Begriindung und Umweltbericht in der Fassung
vom 21. Juli 2020 lag in der Zeit vom 11. April 2022 bis einschlieBlich 13. Mai 2022
Offentlich aus (8 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB i.V.m 8 3 PlanSiG).

Gleichzeitig wurde die Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange
durchgefunhrt.

Die wahrend der genannten Frist eingegangenen Stellungnahmen werden gem. 8§ 1 Abs. 7

BauGB folgender Abwégung unterzogen:

Folgende Behodrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange haben keine Bedenken
oder Anrequngen vorgebracht:

Polizeiinspektion Starnberg; Schreiben vom 12.04.2022

Gemeinde Wielenbach; Schreiben vom 13.04.2022

Telefonica & E-Plus Germany GmbH & Co. OHG; Schreiben vom 25.04.2022
Gemeinde Feldafing; Schreiben vom 03.05.2022

UIB, LRA Starnberg; Schreiben vom 11.05.2022

Gemeinde Bernried; Schreiben vom 11.05.2022

Staatl. Gesundheitsamt; Schreiben vom 12.05.2022

AWISTA Starnberg; Schreiben vom 12.05.2022

Amt fur landliche Entwicklung Oberbayern; Schreiben vom 16.05.2022
Energienetze Bayern GmbH & Co. KG; Schreiben vom 16.05. 2022
Kreisjugendring Starnberg; Schreiben vom 16.05.2022

Gemeinde Andechs; Schreiben vom 19.05.2022

Folgende Behorden /Trager 6ffentlicher Belange haben keine Stellungnahme
abgegeben:

Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH Vodafone GmbH
T-Mobile Deutschland GmbH

Vodafone GmbH

Bayernwerke AG

Bayer. Bauernverband

Bayer. Landesamt f. Denkmalpflege

Amt fir Digitalisierung, Breitband u. Vermessung Landsberg a. Lech

Stellungnahmen der Behdérden und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange:

Wasserwirtschaftsamt Weilheim; Schreiben vom 14.04.2022

Stellungnahme Beschluss

Zum genannten Bebauungsplan nimmt das Was- | Das Schreiben wird zur Kenntnis genommen.
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serwirtschaftsamt Weilheim als Tréger offentli-
cher Belange wie folgt Stellung. Unter Beach-
tung der nachfolgenden Stellunghahme bestehen
aus wasserwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken
gegen die vorliegende Bauleitplanung.

Wir bitten die Gemeinde, uns die schadlose Be-
seitigung des gesammelten Niederschlagswassers
durch Nachweis der Aufnahmefahigkeit des Un-
tergrundes mit einen Sickertest zu bestétigen

In der Begriindung 4.6.1 Technische Erschlie-
Rung wird ein Oltank in Erwagung gezogen. Da
es sich um eine AWSV-Anlage handelt, bitten
wir die kS zu horen. Wir regen an Uber eine
Sole-Wasser-Warmepumpe nachzudenken.

Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens uns
eine Ausfertigung des rechtskréftigen Bebau-
ungsplanes als PDF-Dokument zu tbermitteln.

Das Landratsamt Starnberg erhélt eine Kopie des
Schreibens.

Stellungnahme

1. Grundwasser

Uns liegen keine Grundwasserstandbeobachtun-
gen im Planungsgebiet vor. Der Grundwasser-
stand muss durch geeignete Erkundungen im
Planungsgebiet ermittelt werden. Hierzu ist ein
hydrogeologisches Fachgutachten hilfreich.

Sollte eine Auffiillung des Baugebiets in Be-
tracht gezogen werden, ist der Abstand der neu
geschaffenen Geldndeoberkante zum hdchsten
Grundwasserstand in den Bebauungsplan zu
tibernehmen. Bei der Festlegung der Sockelhéhe
sind die Grundwasserstande entsprechend zu
beriicksichtigen.

Vorschlag fiur Festsetzungen:

»Die Einleitung von Grund-, Dran- und
Quellwasser in den 6ffentlichen Schmutz-
/Misch-wasserkanal ist nicht zuléssig.“

2. Altlasten und Bodenschutz

2.1 Altlasten und schadliche Bodenveranderun-
gen

Im Bereich des geplanten Bebauungsplanes sind
keine Grundsticksflachen im Kataster gem. Art.
3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG)
aufgefunhrt, flr die ein Verdacht auf Altlasten
oder schédliche Bodenveranderungen besteht.
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Vorschlag fiir Hinweise zum Plan:

»S0llten bei den Aushubarbeiten organolepti-
sche Auffélligkeiten des Bodens festgestellt
werden, die auf eine schadliche Bodenveran-
derung oder Altlast hindeuten, ist unverztig-
lich die zustandige Bodenschutzbehorde
(Kreisverwaltungsbehdrde) zu benachrichti-
gen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs.
2 BayBodSchG).”

2.2 Vorsorgender Bodenschutz

Durch das VVorhaben werden die Belange des
Schutzgutes Boden beriihrt. Nach Baugesetzbuch
(BauGB) Anlage 1 (zu § 2 Absatz 4 und 88 2a
und 4c) ist fur die vorhandenen Bdden eine Be-
standsaufnahme und Bewertung der im Bundes-
bodenschutzgesetz (BBodSchG) aufgefiihrten
Bodenfunktionen durchzufihren.

Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind insbesondere
fiir Aushub und Zwischenlagerung zum Schutz
des Bodens vor physikalischen und stofflichen
Beeintrachtigungen die Vorgaben der DIN 18915
und DIN 19731 zu beriicksichtigen. Zudem wird
empfohlen, im Vorfeld von Baumalinahmen mit
einer Eingriffsflache > 5.000 m2 oder bei Boden
mit hoher Funktionserfiillung oder besonders
empfindlichen Bboden eine bodenkundliche Bau-
begleitung einschlielich Bodenschutzkonzept,
gemall DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und
Durchfiihrung von Bauvorhaben vorzusehen.

Die Entsorgung von (berschissigem Bodenmate-
rial sollte zur Vermeidung von Bauverzégerun-
gen und Mehrkosten mit ausreichendem zeitli-
chem Vorlauf vor Baubeginn geplant werden.
Dabei wird die Erstellung einer Massenbilanz
,Boden“ mit Verwertungskonzept empfohlen.
Oberstes Ziel ist die Vermeidung von Bodenaus-
hub bzw. die Wiederverwendung von Bodenma-
terial innerhalb der Bauflache.

Bei berschiissigem Aushubmaterial sind abhén-
gig vom jeweiligen Entsorgungsweg die rechtli-
chen und technischen Anforderungen (z. B. § 12
BBodSchV, Leitfaden zur Verfillung von Gru-
ben und Briichen sowie Tagebauen, LAGA M 20
1997 sowie DepV) malgeblich.

Vorschldge fir Hinweise zum Plan:

»Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutz-
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barem Zustand zu erhalten und vor Vergeu-
dung und Vernichtung zu schiitzen. Uber-
schussiger Mutterboden (Oberboden) oder
geeigneter Unterboden sind mdglichst nach
den Vorgaben des 812 BBodSchV zu verwer-
ten. Es wird empfohlen, hierflr von einem
geeigneten Fachbtiro ein Verwertungskonzept
erstellen zu lassen.*

»Der belebte Oberboden und ggf. kulturfihige
Unterboden sind zu schonen, getrennt abzu-
tragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor
Verdichtung zu schiitzen und mdéglichst wie-
der seiner Nutzung zuzufiihren.*

,Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum
Schutz des Bodens vor physikalischen und
stofflichen Beeintrachtigungen sowie zur
Verwertung des Bodenmaterials die Vorgaben
der DIN 18915 und DIN 19731 zu bertcksich-
tigen.*

»Das Befahren von Boden ist bei ungiinstigen
Boden- und Witterungsverhaltnissen mog-
lichst zu vermeiden. Ansonsten sind Schutz-
mafRnahmen entsprechend DIN 18915 zu tref-
fen."

,Es wird empfohlen, entsprechend DIN 19639,
die BaumaRnahme in der Planungs- und Aus-
fihrungsphase von einer qualifizierten bo-
denkundlichen Baubegleitung beaufsichtigen
zu lassen.*

»Zulieferung von Bodenmaterial: Soll Bo-
denmaterial i. S. d. § 12 BBodSchV zur Her-
stellung einer durchwurzelbaren Boden-
schicht verwendet werden, sind die Anforde-
rung des § 12 BBodSchV einzuhalten.*

2.3 Wasserversorgung

AuRer der Wassergewinnungsanlage Pfaffenberg
steht der Gemeinde Tutzing als Unternehmerin
der Trinkwasserversorgung zur Deckung des
Wasserbedarfs die Wassergewinnungsanlage
Kerschlach mit den Brunnen I und Ill Kerschlach
im Gemeindegebiet Pahl, Landkreis Weilheim-
Schongau, zur Verfligung.

Die Brunnen I, 11 und 111 Wieling innerhalb des
nicht schiitzbaren Gewinnungsgebietes Wielinger
Becken durfen lediglich in einer unausweichli-
chen Notsituation (insbesondere zur Kompensa-
tion bei unvorhersehbarem Ausfall anderer Ge-
winnungsanlagen) zu einer Wasserférderung

Sitzung des Gemeinderates vom 27.07.2023

Seite 43 von 69




entsprechend der zur Kompensation erforderlich
werdenden Entnahmemenge verwendet werden.

Aus den zur Verfligung stehenden Wassergewin-
nungsanlagen Pfaffenberg und Kerschlach durfen
gem. Bescheid des Landratsamtes Starnberg vom
07.07.2021 insgesamt 700.000 m3/a entnommen
werden. Die Jahresentnahmemenge lag in den
Jahren 2016 bis 2020 zwischen 597.000 m3/a und
634.000 m?/a und im Mittel bei rund 617.000
m?3/a. Es stehen somit ausreichend Reserven fiir
die Wasserversorgung zur Verfligung. Insofern
besteht mit dem vorliegenden Plan Einverstand-
nis.

Samtliche Neubauten sind an die zentrale Was-
serversorgungsanlage anzuschliefen. Die hierzu
erforderliche Wasserverteilung ist so auszufiih-
ren, dass ausreichende Betriebsdriicke und auch
die Bereitstellung von Loschwasser im Brandfall
uber die 6ffentliche Anlage gewahrleistet sind.

3. Abwasserentsorgung
3.1 Allgemeines

Das gemeindliche Abwasserbeseitigungskonzept
ist vor Verwirklichung des Bebauungsplanes
fortzuschreiben.

3.2 Hausliches Schmutzwasser

Im Bereich des geplanten Bebauungsplans ist die
Entwésserung im Trennsystem vorgesehen. Die
Einleitung von Niederschlagswasser in den
Schmutzwasserkanal ist daher nicht zuldssig.
Soll dennoch Niederschlagswasser aus stark oder
auflergewohnlich belasteten Flachen lber den
Schmutzwasserkanal zur Klaranlage abgeleitet
werden, ist die Leistungsfahigkeit von Kanal
(inkl. Sonderbauwerke) und Kl&ranlage nachzu-
weisen.

3.3 Niederschlagswasser

GemaR 855 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswas-
ser ortsnah versickert werden, soweit dem weder
wasserrechtliche noch sonstige 6ffentlich-
rechtliche VVorschriften oder wasserwirtschaftli-
che Belange entgegenstehen. Die Aufnahmefé-
higkeit des Untergrundes ist mittels Sickertest
nach Arbeitsblatt DWA-A 138, Anhang B,
exemplarisch an repréasentativen Stellen im Gel-
tungsbereich nachzuweisen.
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Sollten die Untergrundverhaltnisse eine oberfla-
chennahe Versickerung nicht oder nicht flachen-
deckend zulassen, ist von der Gemeinde ein
Konzept zur schadlosen Niederschlagswasserbe-
seitigung der 6ffentlichen und privaten Flachen
aufzustellen. Es reicht nicht aus, die Grund-
stiickseigentimer zur dezentralen Regenwasser-
versickerung zu verpflichten. Schutzende Deck-
schichten dirfen nicht durchstolRen werden. Bei
schwierigen hydrologischen Verhaltnissen soll-
ten alle Mdglichkeiten zur Reduzierung und
Ruckhaltung des Regenwasseranfalles (z.B.
durch Grundéacher) genutzt werden.

Der Bauleitplanung muss eine Erschlieungs-
konzeption zugrunde liegen, nach der das anfal-
lende Niederschlagswasser schadlos beseitigt
werden kann. Die Sicherheit gegen Uberflutung
bzw. einer kontrollierten schadlosen Uberflutung
des Grundstiicks muss rechnerisch nachgewiesen
werden (Uberflutungsnachweis). Ein schlissiges
Konzept ist aus den vorliegenden Unterlagen
nicht ersichtlich. Es ist als Nachweis einer ord-
nungsgemafen Erschliefung notwendig und
daher (ggf. in Verbindung mit einem General-
entwasserungsplan) nachzureichen.

Die Kommune ist zur Beseitigung des Nieder-
schlagswassers verpflichtet. Sie kann dieses Be-
nutzungsrecht dem Grundstiickseigentiimer nur
dann versagen, soweit ihm eine Versickerung
oder anderweitige Beseitigung von Nieder-
schlagswasser ordnungsgemald moglich ist.

Fur die Einleitung von Niederschlagswasser in
ein Gewasser ist eine quantitative Beurteilung
nach LfU Merkblatt 4.4/22 /| DWA-M 153 erfor-
derlich. Sofern diese ergibt, dass vor Einleitung
eine Drosselung erforderlich ist, sind die dazu
erforderlichen Rickhalteflachen im Bebauungs-
plan festzusetzen.

Vorschlag zur Anderung des Plans:

Festsetzung der Flachen, die flr die Versicke-
rung, Ableitung bzw. Retention von Nieder-
schlagswasser erforderlich sind (entsprechend
der ErschlieBungskonzeption).

Vorschlag fiir Festsetzungen

»Bet Stellplatzen, Zufahrten und Zugéngen sind
fiir die Oberflachenbefestigung und deren Trag-
schichten nur Materialien mit einem Abflussbei-
wert Kleiner oder gleich 0,7 zu verwenden, wie
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z.B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil,
wasser- und luftdurchlassige Betonsteine, Rasen-
gittersteine, Rasenschotter, wassergebundene
Decke.*

,,JFlachdicher (0 Grad-15 Grad) sind mindestens
mit einem Anteil von 60% der Dachflachen -
ausgenommen Fléachen fir technische Dachauf-
bauten - bei einer Substratschicht von mindestens
8 cm mit Grasern und Wildkrautern zu bepflan-
zen und so zu unterhalten. Ausnahmen fir Anla-
gen zur Gewinnung von Solarenergie kénnen
zugelassen werden.

wsNiederschlagswasser, welches nicht auf
Grundstiicken, auf denen es anfallt, versickert
oder als Brauchwasser genutzt werden kann,
ist Retentionsflachen zuzufiihren und dort zur
Versickerung zu bringen, bzw. falls dies nicht
maglich ist, ggf. gepuffert direkt in ein Gewas-
ser oder nach den MaRgaben der kommuna-
len Entwasserungssatzung in einen éffentli-
chen Misch- oder Regenwasserkanal einzulei-
ten.*

Ruckstausicherung:

»Bei der Erstellung der Wohnbebauung und
der Grundstiicksgestaltung (Zugange, Licht-
schachte, Einfahrten etc.) ist die Rickstau-
ebene zu beachten. Unter der Rickstauebene
liegende Rdume und Entwasserungseinrich-
tungen missen gegen Riickstau aus der Kana-
lisation gesichert werden.*

Vorschlag fur Hinweise zum Plan:

»Anlagen zur Ableitung von Niederschlagswas-
ser sind so zu unterhalten, dass der Wasserab-
fluss dauerhaft gewahrleistet ist. Die Flachen
sind von Abflusshindernissen frei zu halten.
Uberbauen oder Verfillen, Anpflanzungen, Zau-
ne sowie die Lagerung von Gegenstanden, wel-
che den Zu- und Abfluss behindern oder fortge-
schwemmt werden kénnen, sind unzulassig. Fur
die Versickerung vorgesehene Fléchen sind vor
Verdichtung zu schiitzen. Deshalb sind die Abla-
gerung von Baumaterialien, Bodenaushub oder
das Befahren dieser Flachen bereits wéhrend der
Bauzeit nicht zuldssig.*

»Grundsitzlich ist fiir eine gezielte Versicke-
rung von gesammeltem Niederschlagswasser
oder eine Einleitung in oberirdische Gewasser
(Gewasserbenutzungen) eine wasserrechtliche
Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbehdérde
erforderlich. Hierauf kann verzichtet werden,
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wenn bei Einleitungen in oberirdische Gewas-
ser die Voraussetzungen des Gemeinge-
brauchs nach § 25 WHG in Verbindung mit
Art. 18 Abs. 1 Nr. 2 BayWG mit TRENOG
(Technische Regeln zum schadlosen Einleiten
von gesammeltem Niederschlagswasser in
oberirdische Gewasser) und bei Einleitung in
das Grundwasser (Versickerung) die Voraus-
setzungen der erlaubnisfreien Benutzung im
Sinne der NWFreiV (Niederschlagswasserfrei-
stellungsverordnung) mit TRENGW (Techni-
sche Regeln flir das zum schadlosen Einleiten
von gesammeltem Niederschlagswasser in das
Grundwasser) erfiillt sind.*

L»Hinweise zur Bemessung und Gestaltung von
erforderlichen Behandlungsanlagen fiir ver-
schmutztes Niederschlagswasser von Stral3en
sind den einschlagigen Technischen Regeln zu
entnehmen.“

4. Zusammenfassung

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grund-
legenden wasserwirtschaftlichen Bedenken,
wenn obige Ausfiihrungen berticksichtigt wer-
den.

Kreisbrandinspektion; Schreiben vom 20.04.2022

Stellungnahme

Beschluss

Mit der Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr.
83 der Gemeinde Tutzing durch die Kreisbrand-
inspektion Starnberg ist hier keine weitere Ab-
gabe notwendig.

Unsere Hinweise entnehmen Sie bitte der mit
heutigem Datum gesendeten Stellungnahme
zum Bebauungsplan Nr. 83.

wird zur Kenntnis genommen

Amt f. Erndhrung Landwirtschaft u. Forsten; Schreiben vom 25.04.2022

Stellungnahme

Beschluss

Zu o. g. Verfahren mdchten wir uns wie folgt
auBern:

Aus dem Bereich Landwirtschaft:

Diese Bauleitplanung darf bestehende landwirt-
schaftliche Betriebe in ihrer Entwicklung nicht
beeintrachtigen. Dariiber hinaus darf die Be-
wirtschaftung der angrenzenden Flachen nicht

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Die Ausfuhrungen betreffen den Bebau-

ungsplan.
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beeintrachtigt werden. Ortstibliche landwirt-
schaftliche Emissionen sind in jedem Fall zu
dulden. Wir weisen ausdrticklich darauf hin,
dass bei allen Vorhaben der Verbrauch an
landwirtschaftlichen Flachen auf ein Minimum
zu reduzieren ist.

Aus dem Bereich Forsten:

Seitens des Bereichs Forsten bestehen keine
Einwande gegen das VVorhaben.

Fir Rickfragen stehen wir gerne zur Verfi-
gung.

Regierung von Oberbayern; Schreiben vom 03.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

Die Regierung von Oberbayern als héhere Lan-
desplanungsbehdrde gibt folgende Stellung-
nahme zur 0.g. Bauleitplanung ab.

Planung

Die Gemeinde Tutzing plant die bauplanungs-
rechtlichen VVoraussetzungen zur Erweiterung
der Kindertagesstatte an der Traubinger Strale
sowie zur Errichtung von Einheiten fir soziale
Zwecke zu schaffen. Der ca. 1,7 ha groRe Plan-
bereich befindet sich westlich des Hauptortes in
ca. 280 m Entfernung zum Siedlungsrand. Der
stdliche Teilbereich ist im rechtswirksamen
Flachennutzungsplan bereits als Gemeinbe-
darfsflache "Kinderhaus Tutzing / Kinderhaus
Zwergerlalm / Rettungswache Tutzing* darge-
stellt, der nordliche Teilbereich ist derzeit als
Flache fir die Landwirtschaft dargestellt. Die
Flache soll nun als Sondergebiet 1 mit der
Zweckbestimmung Kindertagesstatte im sidli-
chen und als Sondergebiet 2 mit der Zweckbe-
stimmung Soziale Zwecke im nordlich angren-
zenden Teilbereich dargestellt werden.

Bewertung

Bildung

Gemél dem Ziel 8.3.1 des LEP (Landesent-
wicklungsprogramm Bayern) sind Kinderbe-
treuungsangebote [...] in allen Teilrdumen fla-
chendeckend und bedarfsgerecht vorzuhalten.

Siedlungsstruktur
GemaR LEP 3.3 (2) soll eine Zersiedelung der
Landschaft vermieden werden. Neue Siedlungs-
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flachen, die zum dauerhaften und mindestens
regelmaRig voriibergehenden Aufenthalt von
Menschen bestimmt werden sollen, sind daher
moglichst in Anbindung an geeignete Sied-
lungseinheiten auszuweisen.

Die geplante Erweiterung in Richtung Norden
ist aus planerischer Sicht sehr kritisch zu sehen.
Sie zielt auf die Festigung und Weiterentwick-
lung einer Streubebauung in deutlich abgesetz-
ter Lage vom Ortsrand ab. Durch die Planung
wird eine ungunstige Siedlungsentwicklung
weiter verfestigt und einer Zersiedelung der
Landschaft Vorschub geleistet.

Der Planbereich grenzt im Siiden direkt an die
im Flachennutzungsplan als Gemeinbedarfsfl&-
che dargestellten Bereich der bestehenden Kin-
dertagesstatte an. Im Zuge der Erweiterung die-
ser wiirde die bisherige Nutzungscharakteristik
beibehalten. Die Planung ware in diesem Fall an
eine geeignete Siedlungsflache angebunden.

Um den Belangen einer nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung Rechnung zu tragen, ergibt
sich zudem aus LEP 3.1 (G), LEP 3.2 (Z) und §
1 Abs. 3 BauGB (Planungserfordernis) die An-
forderung flr die Bauleitplanung, dass der Be-
darf einer Flachenneuinanspruchnahme unter
Beriicksichtigung der demographischen Ent-
wicklung konkret und nachvollziehbar darzule-
gen ist.

Laut Planunterlagen steht flir das Sondergebiet
2 mit Zweckbestimmung Soziale Zwecke noch
keine endgiiltige Nutzung fest. Das Sonderge-
biet soll kiinftig zur Erweiterung der bestehen-
den Kindertagesstatte sowie der Unterbringung
gemeindeeigener sozialer Einrichtungen dienen.
Grundsatzlich ist der Standort aufgrund der
abgesetzten Lage fiir eine weitere Siedlungsta-
tigkeit (liber die Kindergartennutzung hinaus)
nicht geeignet. Daher sind fiir eine abschlieRen-
de Bewertung konkrete Angaben zum Bedarf
sowie zur zukiinftigen Nutzung der geplanten
Flachenneuinanspruchnahme in den Planunter-
lagen zu ergénzen.

Wir weisen an dieser Stelle daraufhin, dass die
Errichtung gemeindeeigener sozialer Einrich-
tungen, welche nicht der Erweiterung der beste-
henden Kindertagesstatte dienen, im Sinne einer
nachhaltigen und Ressourcen schonenden Sied-
lungsentwicklung in der Nahe der Mitarbeiter
und Nutzer - méglichst in funktionalem Zu-
sammenhang mit dahnlichen und ergénzenden
Infrastruktur- und Versorgungseinrichtungen
(z.B. Turnhalle, Blcherei, Kirche, Lebensmit-
telmérkte und -handwerker) - und angebunden
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die in Verbindung zu der bestehenden Kita steht,
geringfligig erganzt (vgl. dazu auch Bebauungs-
plan). Anzumerken ist, dass auf dem Flurstiick
1295/46, Gemarkung Traubing im Rahmen der
Flichtlingskrise im Jahr 2015 und nachfolgend
Notunterkinfte fiir Flichtlinge untergebracht
waren. Hier soll nun auf deutlich geringerer FI&-
che eine der Kita angeschlossene Jurte errichtet
werden. Die umliegenden Flachen werden natur-
nah als extensiv genutzte Wiese mit Obstbaumen
gestaltet. Auf diese Weise ist sichergestellt, dass
die Planung nur in geringem MaRe in das Natura-
2000-Gebiet hineinreicht und innerhalb des
Schutzgebietes keine Lebensraumtypen betroffen
sind. Zudem wird der regionale Griinzug durch
die vorliegende Planung nicht erheblich beein-
trachtigt.
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an den offentlichen Personennahverkehr reali-
siert werden sollten.

Natur und Landschaft

Der Planbereich liegt vollistandig im Land-
schaftsschutzgebiet (LSG) ,,Starnberger See und
westlich angrenzende Gebiete* sowie im Regi-
onalen Griinzug Nr.: 7 ,,Starnberger See /
Wiirmtal sowie flankierende Waldkomplexe®,
zudem 0berlappt der nérdliche Teilbereich mit
dem FFH-Gebiet ,, Moranenlandschaft zwischen
Ammersee und Starnberger See*.

Grundsétzlich sollen gemaR LEP 7.1.5 (G) 6ko-
logisch bedeutsame Naturrdume erhalten und
entwickelt werden.

GemaR Regionalplan Miinchen (RP 14) ist es
von besonderer Bedeutung, Natur und Land-
schaft in allen Teilrdumen der Region zu si-
chern und zu entwickeln (vgl. RP 14 B11.1.1
(G)).

Wir bitten daher bezuglich der Lage im LSG um
eine Abstimmung der Planung mit der unteren
Naturschutzbehorde.

Bezlglich der Lage im FFH-Gebiet empfehlen
wir eine enge Abstimmung mit der zustandigen
Naturschutzbehorde.

Laut RP 14 B 11 4.2.2 (Z) sollen regionale
Grinziige der Verbesserung des Klimas und zur
Sicherung eines ausreichenden Luftaustausches,
der Gliederung der Siedlungsraume sowie der
Erholungsvorsorge in Siedlungsgebieten und
siedlungsnahen Bereichen dienen. Die regiona-
len Griinzlige sollen (ber die in bestehenden
Flachennutzungsplénen dargestellten Sied-
lungsgebiete hinaus nicht geschmalert und
durch gréRere Infrastrukturmafinahmen nicht
unterbrochen

werden. Planungen und MalRnahmen sollen im
Einzelfall moglich sein, soweit die jeweilige
Funktion gemaR RP 14 B 11 4.2.2 (Z) nicht ent-
gegensteht.

Das Westufer des Starnberger Sees stellt einen
wichtiges Kaltluftentstehungsgebiet dar. Es
dient zur Verbesserung des Bioklimas und der
Frischluftversorgung der umliegenden bevolke-
rungsreichen Orte und des Oberzentrums Min-
chen (vgl. Begrindung zu RP 14 111 4.2.2).

Es ist sicherzustellen, dass durch die aufgrund
der 0.g. Planung ermdglichten, flaichenméaRig
erweiterten Nutzung, keine der drei Funktionen
des regionalen Griinzuges entsprechend beein-
trachtigt werden. Konkret ist ein fachkompeten-
ter Nachweis zu fihren, dass die Griinzugsfunk-
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tionen trotz der Planung aufrechterhalten wer-
den kénnen (vgl. BRP 14 B 11 4.6.1).

Ergebnis

Nach derzeitigen Kenntnisstand ist eine ab-
schliefende Bewertung der Planunterlagen nicht
moglich.

Hierfir sind die Planunterlagen um folgende
Angaben zu erganzen:

- Konkrete und nachvollziehbare Darlegung des
Bedarfs der geplanten Flachenneuinanspruch-
nahme, inkl. geplanter Nutzung.

- Fachkompetenter Nachweis bezlglich der
Vereinbarkeit mit den Funktionen des regiona-
len Griinzuges.

Fur Rickfragen stehen wir Ihnen gerne zur Ver-
fugung.

Zur Kenntnis genommen

Abwasserverband Starnberger See; Schreiben vom 06.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

Als einem Tréger Offentlicher Belange wurden
dem Abwasserverband Starnberger See von der
Gemeinde Tutzing mit Schreiben vom
08.04.2022 die Unterlagen fiir die 27. Anderung
des Flachennutzungsplanes zugesandt.

Die rechtsverbindlichen Festsetzungen regelt
das parallellaufende verbindliche Bauleitverfah-
ren.

Das Schreiben wir zur Kenntnis genommen.

Kreisbauamt; Schreiben vom 12.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

Es wird darauf hingewiesen und ist zu beriick-
sichtigen, dass sich das Plangebiet im Land-
schaftsschutzgebiet ,,Starnberger See und west-
liche angrenzende Gebiete* be-findet und fir
eine Genehmigung der FNP-Anderung das Her-
ausnahmeverfahren der Grundstiicke aus dem
Landschaftsschutzgebiet grundsatzlich abge-
schlossen sein muss. Andernfalls stinde mit der
LSG-Verordnung eine ,,sonstige Rechtsvor-
schrift” gemil § 6 Abs. 2 BauGB einer Geneh-
migung der FNP-Anderung entgegen.

Das Schreiben wir zur Kenntnis genommen.

Die Gemeinde wird aufgrund der geringfuigigen
Erweiterung des neuen Entwurfes eine Befreiung
bzw. das Herausnahmeverfahren des Grund-
stiickanteil aus dem LSG anstreben.

Bund Naturschutz; Schreiben vom 13.05.2022
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Stellungnahme

Beschluss

Der BUND Naturschutz (BN), vertreten durch
die Kreisgruppe Starnberg, bedankt sich fur die
Beteiligung an den 0. g. Verfahren und nimmt
wie folgt Stellung.

Der BN ist nicht einverstanden mit der vorlie-
genden Planung. Es ist uns vollig unverstand-
lich, wie ein Eingriff in die Landschaft, noch
dazu in ein FFH-Gebiet erfolgen kann, wenn
dafiir gem. S. 11 der Begriindung zur BPlan-
Anderung ,.keine

endgultige Nutzung feststeht"”. Der Detaillie-
rungsgrad der Bauplanung ist enorm, was auf
konkrete, nicht naher ausgefihrte Ideen schlie-
Ben ldsst, auch wenn gem. S. 12 ,,flieBende
Baugrenzen festgesetzt” werden. Landschaft ist
keine Verfugungsmasse. Die Begriindung in der
Zusammenfassung des Umweltberichts auf S.
16, dass ,,der Verlust der Vegetation ausgegli-
chen” werden kann, ist fehlerhaft, da zwar ,,die
Errichtung der Kita im 6ffentlichen Interesse”
liegen wiirde - diese ist aber eben nicht Gegen-
stand des Bebauungsplans. Es wird stattdessen,
wie auf S. 11 erwihnt, ,.keine endgiiltige Nut-
zung" festgestelit.

Da gem. S. 16 der Begrlindung der Lebens-
raumtyp (LRT) 6510 ,,Magere Flachland-
Mahwiesen™ betroffen ist, der in einer Ruick-
meldung der EU an die Bundesregierung, v. a.
Bayern und dort den Bereich siidlich von Miin-
chen betreffend, als massiv defizitar genannt
wurde, ware ein Verlust genau dieses LRT
denkbar schlecht. Daher wird falsch geschluss-
folgert, dass ,,der mit der Planung verbundene
Verlust als tolerabel einzustufen" wére. Denn
das Vertragsverletzungsverfahren der EU spezi-
ell fur diesen LRT l&uft bereits und verbietet
eine Minderung der Flache.

Wir gehen davon aus, dass es auch im Sinne der
Gemeinde ist, die Eingriffe in das Landschafts-
schutzgebiet (LSG) zu minimieren und in das
betroffene FFH-Gebiet zu verhindern. Die, auch
unserer Meinung nach, fiir die Kindererziehung
glnstige Lage darf in keinem Fall Uberstrapa-
ziert werden. AufRerdem ist die Gefahr einer
Ausweitung der Bebauung, auch auf die andere
Strallenseite, bisher verhindert worden - ist aber
jetzt mit dieser Bebauungsplanung Tir und Tor
geoffnet.

Daher schlagen wir vor:

a) Auf den Eingriff in das FFH-Gebiet wird
verzichtet, denn der schmalen Korridor im Nor-
den, der das FFH Gebiet um die DeixIfurter

Wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnah-
me bezieht sich vor allem auf den im Parallelver-
fahren ausgelegten Bebauungsplan, aufgrund
dessen der Flachennutzungsplan zu andern ist.
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Seen mit dem FFH-Gebiet um die Geigerfilzen
nach Feldafing verbindet, und der 0. g. LRT
wirden zerstort. Dies widerspréache noch dazu
dem Ziel der FFH-Gesetzgebung, natirliche
Areale zu vernetzen.

Es gibt u.E. gute Alternativen, den Flachenver-
brauch auch im LSG stark zu vermeiden und die
Zersiedelung im AulRenbereich der Gemeinde
zu verringern:

- Ein Gebdude kann im Bereich des Waldorf-
Kindergartens zur Stral3e hin entstehen.

- Ein Gebdude hat Platz stidlich des Rotkreuz-
Kindergartens in Richtung Ort.

- Alterativ wird in der sudlich oder westlich
angrenzenden Wiese gebaut.

- Parkplétze missen nur fir das Personal vorge-
sehen werden, nur ein kleiner Bereich fiir das
Bringen und Abholen der Kinder.

b) Als Ausgleichsflache die westlich angren-
zende Wiese auszuweisen, ist vollig unzu-
reichend. Diese Wiese befindet sich z. T. bereits
in naturnahem Zustand, es ware nur eine Ume-
tikettierung. Als Ausgleichsflache soll eine zu
entwickelnde, z.B. eine derzeit versiegelte, Fla-
che gefunden werden.

c) Die Décher mussen mit Fotovoltaik-Modulen
bestiickt werden. Dafiir nicht geeignete Dacher
sollten begriint werden.

d) Der Lage entsprechend sollten im Spielbe-
reich Geréte aus natiirlichem Material verwen-
det werden. Die Chance, dort spielerisch die
Natur zu entdecken, sollte genutzt werden.

e) Der Parkplatz im Norden im FFH-Bereich ist
zu streichen. An den stark frequentierten Wo-
chenendtagen kénnen Wanderer zuséatzlich die
Parkplatze der Kindergarten nutzen.

Untere Naturschutzbehorde, LRA Starnberg; Schreiben vom 17.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

7. Die Bauleitplanung beriihrt das FFH-
Gebiet ,Moranenlandschaft zwischen
Ammersee und Starnberger See“. Ge-
maf dem vorgelegten Umweltbericht (U-
Plan im Juli 2020) weist der kartierte
LRT eine mittlere bis schlechte lebens-
raumtypische Habitatstruktur (Stufe C)
auf. Zudem ist das Arteninventar des
LRT nur in Teilen vorhanden. Gemal

Zu 1: Der Einwand wird berticksichtigt. Um die
naturschutzfachlichen Einwande zu wirdigen,
wurde die Planung grundsétzlich tiberarbeitet: So
wird das Kitageldnde nun auf Flurstiick 1295/46,
Gemarkung Traubing um eine 15 m breite Erwei-
terungsflache mit einem Baufenster von 20 m x 8
m ergénzt (vgl. dazu auch Bebauungsplan). Auf
dem Flurstuck 1295/46, Gemarkung Traubing
waren im Rahmen der Flichtlingskrise im Jahr
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des Umweltbericht (U-Plan im Juli 2020)
ist ein Vorkommen von Arten des An-
hangs Il der FFH-RL aufgrund der feh-
lenden Habitatstrukturen mit grof3er
Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen. Je-
doch ist unseres Erachtens ein Vor-
kommen von Gelbbauchunken nicht
auszuschlieen. Deshalb miissen wah-
rend des Baubetriebs Baustelleneinrich-
tungsflachen (BE-Flachen) zum Schutz
der Gelbbauchunken wahrend ihrer Akti-
vitatszeit (Ende Marz bis Ende Septem-
ber) durch einen voll funktionsfahigen
Amphibienschutzzaun umzaunt werden.
Dieser soll verhindern, dass die Flache
und mdgliche entstehende Fahrrinnen
und Pfitzen durch die Gelbbauchunke
besiedelt werden. Dadurch kann eine
Beeintrachtigung der nach Anhang II.
und IV. der FFH-RL streng geschiitzten
Art mit groRer Sicherheit ausgeschlos-
sen werden.

Durch die geplante Bebauung wird eine kar-
tierte artenreiche Flachland-Méhwiese
(6510) zerstort. GemaR des Standarddaten-
bogen kommen in dem FFH-Gebiet circa 55
ha des LRT 6510 vor. Betroffen durch das
Projekt sind 230 m?. GemaR der Fachkon-
ventionen zur Bestimmung der Erheblichkeit
im Rahmen der FFH-VP (LAMBRECHT, H.
& TRAUTNER, J., 2007) ist ein Verlust ei-
nes FFH-LRT 6510 von bis zu 1.000 m? als
tolerabel anzusehen.

8. Das Planungsgebiet befindet sich im Gel-
tungsbereich des Landschaftsschutzgebiets
»Starnberger See und westlich angrenzende
Gebiete*. Daher liegt ein Normenkonflikt
vor. Eine spatere Zulassung des VVorhabens
im Wege der Befreiung ist nicht mdglich, es
liegt keine Befreiungslage vor. Daher muss
hier eine Herausnahme aus dem Schutzge-
biet durchgefihrt werden. Diese Heraus-

Aus der Sicht des Naturschutzes sollte drin-
gend gepriift werden, ob der Umgriff nicht
durch ein Zusammenriicken der Geb&ude
verkleinert werden kann. Auch die Park-
platzgréRe muss in diesem sensiblen Bereich
hinterfragt werden. Zudem sollte in jedem
Fall die Heckenstruktur an der StralRe erhal-
ten werden, da diese fur eine Einbindung in
die Landschaft sorgt. Die Hecke entlang der
Traubinger StraRe besitzt neben ihrer gkolo-
gischen Bedeutung (Habitatfunktion, Nah-
rungsangebot) einen hohen &sthetischen

nahme wird vorliegend sehr kritisch gesehen.

2015 und nachfolgend groRflachig Notunterkiinf-
te fur Flichtlinge untergebracht. Im Gegensatz
dazu soll nun auf begrenzter Flache eine der Kita
angeschlossene Jurte errichtet werden. Die um-
liegenden Flachen werden naturnah als extensiv
genutzte Wiese mit Obstbaumen gestaltet. Auf
diese Weise ist sichergestellt, dass die Planung
nur in geringem Mafe in das Natura-2000-Gebiet
hineinreicht und innerhalb des Schutzgebietes
keine Lebensraumtypen betroffen sind.

Zu 2: Der Einwand wird beriicksichtigt. Um die
naturschutzfachlichen Einwénde hinsichtlich des
bestehenden Landschaftsschutzgebietes zu wiir-
digen, wurde die Planung grundsétzlich tberar-
beitet: so wird das Kitagelande nun auf Flurstiick
1295/46, Gemarkung Traubing um eine 15 m
breite Erweiterungsflache mit einem Baufenster
von 15 m x 8 m ergénzt (vgl. dazu auch Bebau-
ungsplan). Auf dem Flurstiick 1295/46, Gemar-
kung Traubing waren im Rahmen der Fliicht-
lingskrise im Jahr 2015 grof3flachig Notunter-
klnfte fur Flichtlinge untergebracht. Hier soll
nun auf begrenzter Flache eine der Kita ange-
schlossene Jurte errichtet werden. Die umliegen-
den Flachen werden naturnah als extensiv ge-
nutzte Wiese mit Obstbdumen gestaltet. Mit der
neuen, wenig Flache beanspruchenden, vertréagli-
cheren Planung wird um eine Befreiung von den
Vorschriften des Landschaftsschutzes gebeten.
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Wert. Sie schirmt den Blick auf die StraRe
bzw. umgekehrt ab. SchlieRlich ware auch
darzustellen fur welche soziale Einrichtung
hier ein Flachenbedarf vorgesehen wird, da
vorsorgliche Herausnahmen aus dem
Schutzgebiet sehr kritisch zu sehen sind.

3. Zu Festsetzung 5.2
Die sensible Lage im FFH-Gebiet sowie im
Landschaftsschutzgebiet bringt einen geson-
derten Anspruch an die Funktionalitit und
den &sthetischen / 6kologischen Wert einer
Heckenpflanzung mit sich. Deshalb sollte die
Artenauswahl fir die private Grunflache hin
zum Parkplatz tiberdacht werden. Hier eignet
sich eine mehrreihige Hecke aus heimischen
Straucharten, welche im Gegensatz zu einer
reinen Hainbuchenhecke ein reiches Bliiten-
und Fruchtangebot fiir Insekten, VVégel und
Kleinsduger anbietet. Bei der Artenauswahl
soll auf die in den Hinweisen unter 12.1 ge-
nannten heimischen Straucharten zurtickge-
griffen werden. Zudem fligt sich eine natir-
liche Hecke deutlich besser in die Umgebung
(Aufenbereich) ein.

10.Zu Festsetzung 5.4
Hier ist zu ergénzen, das zu erhaltende Ge-
holze spatestens eine Vegetationsperiode
nach Ausfall zu ersetzen sind.

Formulierungsvorschlag:

Die durch Planzeichen dargestellten Baume
sind zu erhalten und bei Abgang eine
Pflanzperiode spater durch die jeweils glei-
che Art am gleichen Standort zu ersetzen.
Dabei ist eine Qualitat H. 3x verpflanzt mit
einem Stammumfang von mindestens 18 cm,
gemessen in 1,0 m Héhe, zu verwenden.

Statt dem unverbindlichen Hinweis 12.2
zu den DIN-Normen sollten zum Schutz
der Bestandsbaume bei Baumafnah-
men folgende Festsetzungen erganzt
werden. Dies sollte auch fir die Hecken-
struktur unter Festsetzung 5.3 gelten

Formulierungsvorschlag:

5. Vor Beginn der Erd- und/oder Abrissar-
beiten sind zum Schutz der Wurzelberei-
che von Baumen (Kronentraufe zuziiglich
1,50 m) ortsfeste Baumschutzzdune nach
DIN 18920 zu erstellen und dauerhaft

Zu 3: Der Einwand betrifft den Bebauungsplan.
Die Abwagung erfolgt im parallel laufenden Be-
bauungsplanverfahren.

Zu 4: Der Einwand betrifft den Bebauungsplan.
Die Abwagung erfolgt im parallel laufenden Be-
bauungsplanverfahren.

Der Einwand betrifft den Bebauungsplan. Die
Abwagung erfolgt im parallel laufenden Bebau-
ungsplanverfahren.
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wahrend der Bauzeit zu erhalten.

6. Vor Beginn der Erdaushubarbeiten sind
im Wurzelbereich von Baumen (Kronen-
traufe zuzuglich 1,50 m) Wurzelschutz-
vorhange nach DIN 18920 zu erstellen
und wahrend der Bauzeit regelmagig zu
bewassern.

7. Bei baulichen Anlagen, die den Wurzel-
bereich von Baumen (Kronentraufe zu-
zuglich 1,50 m) tangieren, sind senkrech-
te VerbaumafRnahmen (Berliner Verbau)
vorzunehmen.

8. Beim Verlegen von Leitungen aller Art
muss der Wurzelbereich von Baumen
(Kronentraufe zuzlglich 1,50 m) unter-
fahren werden (z.B. Spulbohrung). Ist ei-
ne Spulbohrung z.B. aus geologischen
Grinden nicht moglich so diirfen Wurzeln
mit einem Durchmesser >= 2 cm nicht
durchtrennt werden z.B. aus geologischen
Grinden nicht moglich so diirfen Wurzeln
mit einem Durchmesser >= 2 cm nicht
durchtrennt werden.

11.Zu Festsetzung 5.8
Hier ist zu ergdnzen, dass neu gepflanzte
Gehdlze bei Abgang zu ersetzen sind.

Formulierungsvorschlag:

Ausgefallene Pflanzen miissen spatestens in
der nachfolgenden Vegetationsperiode mit
derselben Art, in der festgesetzten Gréfie neu
gepflanzt werden.

12. Zu Festsetzung 5.10

Artenschutz

Da auch Geholze beseitigt werden mis-
sen, sind die Belange des Artenschutzes
betroffen. Die Belange des Artenschut-
zes wurden im vorliegenden Fall nicht
hinreichend ermittelt. Als Mindestmalf}
einer ordentlichen Auseinandersetzung
der Bauleitplanung mit dem Artenschutz
ist eine einmalige Begehung durch einen
Fachexperten und die Auswertung vor-
handener Daten zu sehen (Relevanzpri-
fung). Dies ist hier nicht geschehen. Es
ist dringend zu empfehlen, die Belange
des Artenschutzes nach zu arbeiten. Im
Ubrigen dient diese Abarbeitung des Ar-
tenschutzes und der ggf. damit verbun-
denen Vermeidungsmal3nahmen auch
den Bauherren als Orientierungshilfe bei
der Verwirklichung von Bauvorhaben.

Zu 5: Der Einwand betrifft den Bebauungsplan.
Die Abwagung erfolgt im parallel laufenden Be-
bauungsplanverfahren.

Zu 6: Der Einwand wurde ber(icksichtigt, indem
die Planung grundsétzlich Gberarbeitet wurde.
Auf diese Weise wird nur in geringem Mal3e in
das vorhandene Gebiisch eingegriffen. Der weit-
aus grofte Teil der Gehdlze wird erhalten. Der
vorgeschlagene Hinweis wird in den Bebauungs-
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Wird im Rahmen der Prifung festge-
stellt, dass Verbotstatbestande beriihrt
sind, die nicht durch CEF MaRnahmen
ausgeglichen werden kénnen, bedarf
dies einer Ausnahmegenehmigung
durch die Regierung von Oberbayern.
Zusatzlich wird empfohlen den nachfol-
genden Hinweis mit in den Bebauungs-
plan aufzunehmen:

Formulierungsvorschlag:

Beim Abbruch von Gebauden, bei der Ro-
dung von Gehdlzen und bei der Beseitigung
vorhandener Kleingewdasser kdnnen beson-
ders oder streng geschitzte Arten wie Vogel,
Fledermause oder Amphibien betroffen sein.
Es ist sicher zu stellen, dass im Rahmen ei-
nes Bauvorhabens artenschutzrechtliche
Verbotstatbestande nach 8§ 44 BNatSchG
nicht berthrt werden (z.B. durch 6kologische
Untersuchungen und eine Umweltbaubeglei-
tung). Grundsatzlich diirfen Rodungen von
Gehdlzen nur in der Zeit vom 1.10 bis zum
28.2. durchgefiihrt werden. Der Abbruch von
Gebauden muss gegebenenfalls in Zeiten
durchgefuhrt werden, in denen keine Nut-
zung durch gebaudebewohnende Vogel- und
Fledermausarten erfolgt. Wenn Fensterladen
aus Holz vorhanden sind, sollten diese vor
dem Abbruch abgenommen und auf Fleder-
mause untersucht werden. Soweit erforder-
lich (z.B. bei Hohlenb&aumen) sind vorgezo-
gene AusgleichsmalRnahmen durchzufiihren
(z.B. Nistkasten). Werden artenschutzrechtli-
che Verbotstatbestande berthrt, so bedarf
dies einer Ausnahme durch die Regierung
von Oberbayern.

plan aufgenommen.

Regionaler Planungsverband; Schreiben vom 19.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

Die Gemeinde Tutzing will baurechtliche Vo-
raussetzungen zur Erweiterung einer Kinderta-
gesstatte (Sondergebiet 1 im Siiden des Plange-
biets) sowie zusatzlich Flachen fiir Soziale
Zwecke schaffen (im nordlichen Teil des Plan-
gebiets). Fur dieses Sondergebiet 2 steht noch
keine Nutzung fest. Der sidliche Teilbereich ist
bereits im rechtwirksamen Fl&dchennutzungsplan
als Gemeinbedarfsflache ,,Kinderhaus Tutzing /
Kinderhaus Zwergerlalm / Rettungswache
Tutzing™ dargestellt, der nérdliche Teilbereich
ist Flache fur die Landwirtschaft.

Der Einwand wird beriicksichtigt, indem die
Planung grundsatzlich uberarbeitet wurde: so
wird das Kitageldnde nun auf Flurstiick 1295/46,
Gemarkung Traubing um eine 15 m breite Erwei-
terungsflache ergénzt (vgl. dazu auch Bebau-
ungsplan). Auf dem Flurstiick 1295/46, Gemar-
kung Traubing waren im Rahmen der Flucht-
lingskrise im Jahr 2015 und nachfolgend groRfla-
chig Notunterkinfte fur Fliichtlinge unterge-
bracht. Hier soll nun auf begrenzter Flache eine
der Kita angeschlossene Jurte errichtet werden.
Die umliegenden Flachen werden naturnah als
extensiv genutzte Wiese mit Obstbdumen gestal-
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Aus regionalplanerischer Sicht ist die Aus-
weisung nicht ohne Bedenken:

Der gesamte Planbereich liegt im Landschafts-
schutzgebiet ,,Starnberger See und westlich
angrenzende Gebiete sowie im Regionalen
Griinzug Nr. 7 ,,Starnberger See / Wiirmtal so-
wie flankierende Waldkomplexe®. Zudem liegt
der nordliche Teilbereich im FFH-Gebiet ,,Mo-
ranenlandschaft zwischen Ammersee und
Starnberger See‘:

GemaR RP Minchen B 11 Z 4.6.1 dienen Regi-
onale Gruinztge der Verbesserung des Biokli-
mas und der Sicherung eines ausreichenden
Luftaustausches, der Gliederung der Siedlungs-
raume sowie der Erholungsvorsorge in Sied-
lungsgebieten und siedlungsnahen Bereichen.
Uber die in bestehenden Flachennutzungsplanen
dargestellten Siedlungsgebiete hinaus durfen
Regionale Griinziige nicht geschmélert oder
durch gréRere Infrastrukturmafinahmen unter-
brochen werden. Planungen und MaRnahmen
sind im Einzelfall und zur organischen Entwick-
lung von Nebenorten maglich, soweit die jewei-
lige Funktion geméall Absatz 1 nicht entgegen-
steht.

GeméalR RP Minchen B 11 Z 4.3 sind land-
schaftspragende Strukturen zu erhalten. Eine
deutlich erweiterte Siedlungstatigkeit an der
hoch und prominent gelegenen Planungsfléche
ist demnach zu vermeiden.

1. Firden sidlichen Bereich (Sondergebiet 1
Kindertagesstatte) ist davon auszugehen,
dass durch den in der Begriindung zur 27.
Flachennutzungsplandnderung genannten
Ersatzbau nach Abbruch der Bestandsge-
baude keine relevante Verschlechterung
der bestehenden Situation im Hinblick
auf die Funktionen des Regionalen Griin-
zugs und landschaftspragende Strukturen
zur Folge hat.

2. Demgegentber kann beztglich des nérd-
lich gelegenen Sondergebiets 2 auf Fl&-
chen fur die Landwirtschaft nicht festge-
stellt werden, dass diese Planung den
Funktionen des regionalen Griinzugs
nicht entgegensteht. Insbesondere ist ne-
ben der bioklimatischen Situation zu be-
denken, dass mit einer weiteren Vergro-
Rerung des isoliert gelegenen Standorts
(ca. 280 m vom Siedlungsrand Tutzing
entfernt) die Funktionen des Regionalen

tet. Auf diese Weise ist sichergestellt, dass die
nun vorgelegte Planung zu keiner erheblichen
Beeintréchtigung des regionalen Griinzuges
fihrt.
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Grinzugs zur Gliederung der Siedlungs-
raume entgegensteht. Dieser Standort
droht bei der Ausweisung im nérdlichen
Bereich durch bauliche Malinahmen im
Regionalen Griinzug erweitert und verfes-
tigt zu werden. Es kann nicht ausge-
schlossen werden, dass weitere Erweite-
rungen an dem Standort erfolgen. Eine
Erweiterung nach Norden greift in land-
schaftspréagende Strukturen ein. Zudem
kann eine bauliche Weiterentwicklung in
diesem landschaftlich und naturschutz-
fachlich sensiblen Bereich das Land-
schaftsbild stark verandern.

Der nordliche Teil des Planbereichs ist
nach den Planunterlagen auch nicht fur
den Weiterbetrieb von Kinderbetreu-
ungsmalinahmen erforderlich.

Gegen die Planung zum Ersatz und Erweiterung
des Kindergartens (Sondergebiet 1) werden im
Ergebnis keine regionalplanerischen Bedenken
erhoben.

Gegen die Neuausweisung im Norden des Plan-
gebiets (Sondergebiet 2) auf einer landwirt-
schaftlichen Flache und in einer abgelegenen
Lage vom Ort werden regionalplanerische
Bedenken geltend gemacht, weil diese Flache
der Funktion des Regionalen Griinzugs, insbe-
sondere der Gliederung der Siedlungsrdume,
entgegensteht. Zudem wiirde eine bauliche Wei-
terentwicklung dort das Landschaftsbild stark
verdndern (s. 0. unter 2.).

Fir Rickfragen stehe ich Ihnen gerne zur Ver-
fligung.

Bodenschutz, LRA Starnberg; Schreiben vom 03.06.2022 (inkl. 12. & 13.05.2022)

12.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

Zu 0. g. Verfahren nimmt das Landratsamt
Starnberg aus bodenschutzrechtlicher Sicht wie
folgt Stellung:

Sachverhalt:

Auf dem Grundstiick FI. Nr. 1295/45 Gemar-
kung Traubing wird seit 1994 vom Bayerischen
Rote Kreuz eine Kindertagesstatte betrieben.
Auf demselben Grundstiick befindet sich ein
Waldorf-Kindergarten in Betrieb. Die Teilflache
des Grundstiicks FI. Nr. 1295/46 Gemarkung

Durch die (iberarbeitete Stellungnahme vom
30.06.2022 des Landratsamt - Technischer Um-
weltschutz und Abfallwirtschaft werden die vor-
gebrachten Ausfuhrungen gegenstandlos.
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Traubing ist Griinland bzw. eine kleine Teilfla-
che ist versiegelt.

Durch die Anderung des Bebauungsplans Nr. 83
soll der bereits bestehende Bebauungsplan er-
weitert werden, um die planerischen Vorausset-
zungen fur die Errichtung sozialer Einrichtun-
gen

auf dem Nachbargrundstiick FI. Nr. 1295/46
Gemarkung Traubing zu schaffen.

Im Rahmen der frihzeitigen Beteiligung der
Offentlichkeit sowie der Behorden und sonsti-
gen Tréger 6ffentlicher Belange und der damit
verbundenen Auslegung gem. 83 Abs.1 und 4
Abs. 1 BauBG wurde dem Landratsamt Starn-
berg, Fachbereich Umweltschutz- Bodenschutz,
u.a. das Ingenieurgeologische Gutachten vom
30.01.2015 der GHB Consult GmbH vorgelegt.

Aus diesem Gutachten geht unter Ziffer 2.2
(Seite 5) hervor, dass durch die Baugrundunter-
suchungen ermittelt wurde, dass im Bereich BS
1 und BS 2 (= Bohrsondierung mit Kleinboh-
rungen auf dem nordwestlichen Grundstiicksteil
von FI.Nr.1295/45 Gemarkung Traubing zwi-
schen den beiden vorhandenen Gebdude) eine
geringmachtige kiesige Auffillung als Wegun-
terbau vorhanden war.

Auf Seite 7 fithrt der Gutachter aus, dass ,,die
im Bereich des derzeitigen Bestands vorgefun-
denen

aufgefillten Boden der Bohrsondierungen BS 1
und BS 2 bis 0,5 Tiefe aufgrund der Uberschrei-
tung des Grenzwerts im Parameter PCB (0.07
mg/ kq) der Zuordnungsklasse Z 1.1 zuzuord-
nen sind. ...Aufgrund der punktuellen Auf-
schlussweise kdnnen dennoch Abweichungen
von dem Untersuchungsergebnis nicht restlos
ausgeschlossen werden, so dass in Ausschrei-
bungen zu Erdarbeiten die Zuordnungsklassen Z
0,Z21.1,71.2,Z2und > Z 2 Beriicksichtigung
finden sollten™.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass durch
die im Jahr 2015 durchgefihrten orientierenden
Baugrunduntersuchungen lokale Auffullungen
auf dem Vorhabensgebiet im Bereich BS 1 und
BS 2

festgestellt wurden, die dem Fachbereich Um-
weltschutz bislang nicht bekannt waren. Unter-
suchungen nach dem Bodenschutzecht wurden
auf dem Gelénde nach unserem Kenntnisstand
bis-

lang nicht durchgefiihrt bzw. im 0.g. Ingenieur-
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geologischem Gutachten vom 30.01.2015 wurde
lediglich der Wirkungspfad Boden-Mensch,
Nutzung Kinderspielplatze, untersucht. Zu den
anderen bodenschutzrechtlichen Wirkungspfa-
den (Boden-Grundwasser und Boden-
Nutzpflanze-Nutzgarten) liegen uns keine Aus-
sagen vor.

Altlastenverdachtsflachen:

In der Begriindung zum Bebauungsplan in Zif-
fer 7.2 , Altlastenverdachtsflache" erklart die
Gemeinde, dass ,,im Bereich des geplanten Be-
bauungsplanes der Gemeinde keine Grund-
stiicksflachen im Kataster gem. Art. 3 Bayer.
Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgefiihrt
sind, fir die ein Verdacht auf Altlasten oder
schadliche Bodenverdnderungen besteht. Es
liegen keine Informationen uber weitere Altlas-
ten oder Verdachtsflachen in diesem Bereich
vor."

Das Baugrundgutachten der Geo Hydro Bau
Consult vom 30.01.2015, das im Auftrag der
Gemeinde Tutzing erstellt wurde, gibt allerdings
Hinweise auf Bodenbelastungen auf dem be-
troffenen Gelénde. Aufgrund dieser Hinweise
haben wir die folgenden Flachen (siehe Anlage)
aktuell als Altlastenverdachtsflachen in das
Kataster des Landesamtes fur Umwelt
(ABuUDIS) aufgenommen:

KatasterNr. |Fl.Nrn. Gemarkung |Grundstiickseigentimer  |Standortbezeichnung

18800915 1295/45, Traubing Gemeinde Tutzing Auffiillung . Kita Traubinger
1295/48 (TF), .67

18800915 236/3 Tutzing Gemeinde Tutzing Auffiillung . Kita Traubinger
Str. 67

Weitere Altlastenverdachtsflachen im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans Nr. B3 sind
dem

Landratsamt Starnberg, Fachbereich Umwelt-
schutz, derzeit nicht bekannt.

Weitere VVorgehensweise:

Nach dem Mustererlass des Bayerischen
Staatsministeriums fur Landesentwicklung und
Umweltfragen ,,zur Berticksichtigung von Fl&-
chen mit Bodenbelastungen, insbesondere Alt-
lasten, bei der Bauleitplanung und im Bauge-
nehmigungsverfahren” vom 17.05.2002 (im
Folgenden: ,,Mustererlass") muss bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes geméal § 1 Abs.
5 BauGB insbesondere darauf geachtet werden,
dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohn- und Arbeitsverhdltnisse und die Sicher-
heit der Wohn- und Arbeitsbevélkerung ge-
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wahrt bleiben und die Belange des Bodens be-
ricksichtigt werden. Aus der Nutzung des Bo-
dens darf keine Gefahr fiir die Nutzer entstehen.
Der Bauleitplan darf deshalb keine Nutzung
vorsehen, die mit einer vorhandenen oder ver-
muteten Bodenbelastung auf Dauer unvereinbar
und deshalb unzuldssig ware.

Nach unserem Kenntnisstand wurden bislang
keine umfangreiche Untersuchungen nach dem
Bodenschutzrecht, insbesondere auch nicht an
den festgestellten Auffillungen im Bereich BS
1 und BS 2, durchgefiihrt. Eine vertikale Ab-
grenzung der Aufflllungen hat ebenfalls bislang
nicht stattgefunden. Folglich kann die Auswir-
kung von den vorgefunden Auffiillungen auf die
beabsichtigte Nutzung (Kindertagesstatten)
nicht abgeschatzt werden.

Die Gemeinde Tutzing muss laut dem ,,Muster-
erlass" dem Verdacht auf Bodenbelastungen
nachgehen, da sonst ein Abwégungsfehler im
Bebauungsplanverfahren vorliegen konnte. Sie
muss sich tber die Art und den Umfang der
vermuteten Bodenbelastungen sowie lber das
Gefahrenpotential (fiir alle Wirkungspfade)
Klarheit verschaffen.

Folglich hat die Gemeinde Tutzing eine sog.
orientierende bodenschutzrechtliche Unter-
suchung der Altlastenverdachtsflache Katas-
ternummer 18800915 (siehe oben) in Anleh-
nung an § 3 Abs. 3 Bundes-Bodenschutz- und

Altlastenverordnung (BBodSchV) durchzu-
fuhren.

Durch die Untersuchung soll die Lage und die
Ausdehnung der Auffullungen u.a. im Bereich
BS 1 und BS 2 ermittelt werden. Weiterhin sol-
len die Auswirkungen der Bodenbelastungen
auf die beabsichtigte Nutzung (auch auf dem
Grundstlick FI.Nr. 1295/46 Gemarkung
Traubing) fur s&mtliche Wirkungspfade beur-
teilt werden und ggf. auch Aussagen zu grund-
sétzlich geeigneten MaRnahmen zur Verminde-
rung oder Vermeidung der Einwirkungen ge-
troffen werden.

Wir empfehlen hierfur die Beauftragung eines
Sachverstandigen geméaRl § 18 Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG).

Wir wiesen darauf hin, dass die Kosten fir das
Gutachten grundsétzlich die Gemeinde als Tra-
gerin der Bauleitplanung zu tragen hat, soweit
sie nicht durch einen stadtebaulichen Vertrag 1.
S. d. 8 11 BauGB oder einen Durchfiihrungsver-
trag von einem Dritten Gibernommen werden.
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Erst wenn die 0.g. noch offenen Punkte durch
die orientierende Untersuchung abgekléart sind,
kénnen bei Bedarf entsprechende Sanierungs-
bzw. Sicherungsmalinahmen festgesetzt werden.

Textliche Festsetzungen:

Wir empfehlen im Entwurf des Bebauungsplan
Nr. 83 den Hinweis Ziffer 10 ,,Altlasten wie
folgt zu &ndern:

Werden bei Aushubmafnahmen auf den Bau-
grundstiicken Verunreinigungen des Untergrun-
des festgestellt, darf der Aushub nur unter fach-
technischer Begleitung eines einschlagigen Ing.-
Buros fortgefiihrt werden. Das Ausmal3 der
Verunreinigungen ist dann durch horizontale
und vertikale Abgrenzung zu bestimmen und
ein Dokumentationsbericht dem Landratsamt
Starnberg -Fachbereich Umweltschutz- vorzu-
legen.

In der Begriindung des Entwurfs des Flachen-
nutzungsplans ist eine entsprechende Anpas-
sung unter Punkt 3.3 notwendig:

Im Geltungsbereich sind Altlastenverdachtsfla-
chen bekannt.

Das Wasserwirtschaftsamt Weilheim erhalt
einen Abdruck dieses Schreibens.

Anlage:

1205/54

Lageplan Kat.Nr, 18800915
Aut

men
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13.05.2022

Stellungnahme

Beschluss

Das Wasserwirtschaftsamt Weilheim (WWA)
hat inzwischen das Ingenieurgeologischen Gut-
achten vom 30.01.2015 gepruft.

Das WWA leitet derzeit fur den Wirkungspfad
Boden-Gewasser-Grundwasser keine Gefahr-
dung ab, da die Aufflllung geringméchtig so-
weit nicht flachig ist und durch méachtige bindi-
ge Schichten unterlagen wird. Hierdurch besteht
eine geringe potentielle Wasserdurchléssigkeit.
Insofern wiirde fir diesen Wirkungspfad eine
Dokumentation der abfallrechtlichen Restbelas-
tung ausreichen.

Durch die sensible Nutzung (Kindertagesstéatte)
werden wir das 0. g. Gutachten fur die beiden
anderen Wirkungspfade Boden-Mensch und
Boden-Nutzpflanze noch dem Gesundheitsamt
sowie dem Amt fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten zur Priifung vorlegen. Sollten auch
diese Amter einen orientierende Untersuchung
ausschlieBen kdénnen, werden wir unsere gestri-
ge Stellungnahme entsprechend abandern bzw.
evtl. Auflagen wegen der abfallrechtlichen Re-
levanz mitaufnehmen.

Wir bitten daher um entsprechende Verlange-
rung der heutigen Frist und Wirden uns umge-
hend nach Vorliegen der zwei Stellungnahmen
wieder bei Ihnen melden.

Wird zur Kenntnis genommen.

30.06.2022

Stellungnahme

Beschluss

Das Landratsamt Starnberg, Bodenschutzbehor-
de, hat mit Schreiben vom 12.05.2022 Stellung
zur beabsichtigten Anderung des Flachennut-
zungsplans sowie des 0.g. Bebauungsplan ge-
nommen.

Wie wir IThnen am 13.05.2022 mitgeteilt haben,
haben wir unsere Fachbehdrden - dem Wasser-
wirtschaftsamt Weilheim, dem Gesundheitsamt
und dem Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten (AELFI - das Ingenieurgeologische
Gutachten vom 30.01.2015 vorgelegt und um
fachliche Stellungnahme gebeten. Die einzelnen
Stellungnahmen liegen Ihnen zwischenzeitlich
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vor, daher hier nur noch eine kurze Zusammen-
fassung zu den einzelnen Wirkungspfaden:

Fir den Wirkungspfad Boden - Gewasser/
Grundwasser teilte das Wasserwirtschaftsamt
mit, dass nach derzeitigem Sachstand keine
Geféhrdung abgeleitet werden kann. Insofern
kann eine Entlassung fur diesen Wirkungspfad
als Altlastenverdachtsflache im Altlastenkatas-
ter erfolgen.

Wegen der abfallrechtlichen Restbelastung ver-
bleibt jedoch ein entsprechender Vermerk im
Altlastenkataster.

Das Gesundheitsamt hat uns unter Mitwirkung
des Bayer. Landesamt fiir Gesundheit und Le-
bensmittelsicherheit beziiglich des Wirkungs-
pfads Boden - Mensch mitgeteilt, dass fur das
Grundstlck FI. Nr. 1295/45 der Altlastenver-
dacht

als ausgeraumt betrachtet werden kann, weitere
MaRnahmen zum Wirkungspfad Boden -
Mensch sind hier nicht erforderlich.

Fir das Grundstick FI. Nr. 1295/46, auf dem
eine Erweiterung der Kindertagesstatte geplant
wird, wird nur fir den Fall, dass bei Aushubar-
beiten Verunreinigungen mit optischen und
organoleptischen Auffalligkeiten des Unter-
grundes festgestellt werden, eine Uberbodenun-
tersuchung zum Wirkungspfad Boden - Mensch
mit dem Szenario Kinderspielflachen empfoh-
len.

Somit kann auch eine Entlassung bzgl. dieses
Wirkungspfades aus dem Altlastenkataster er-
folgen bzw. wegen der abfallrechtlichen Restbe-
lastung verbleibt ein entsprechender Vermerk.

Zum Wirkungspfad Boden - Nutzpflanze teilte
uns das AELF mit, dass die Tiefenbereiche O -
30 cm und 30 - 60 cm unter GOK mafgeblich
sind. Im Zusammenhang mit einer ausschlief3li-
chen Spielnutzung - wie aktuell auf dem Grund-
stuck FI. Nr. 1295/45 der Fall zu sein scheint -
kann eine Geféahrdung auch fir diesen Wir-
kungspfad als ausgeschlossen betrachtet wer-
den.

Sollte auf den Freiflachen der Kindertagesstatte
beispielsweise im Rahmen von Kinderprojekten
oder auch verstetigt der Anbau von Nahrungs-
pflanzen im gewachsenen Boden bereits statt-
finden oder kunftig vorgesehen sein, muss zu
Einschatzung der Geféhrdungssituation fir den
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Wirkungspfad Boden - Nutzpflanze (Nutzgér-
ten) eine Orientierende Untersuchung nach den
Anforderungen in Anhang 1 und 2 der Bundes-
Bodenschutz - und Altlastenverordnung (BBod
SchV) durchgefiihrt werden.

Fur eine Nutzung zu Wohnzwecken in Form
von Wohncontainer -wie flr das Grundstiick FI.
Nr. 1295/46 in Erwégung gezogen wurde - gel-
ten dieselben Uberlegungen.

Folglich hangt die Notwendigkeit einer sog.
orientierende bodenschutzrechtliche Untersu-
chung in Anlehnung an 83 Abs. 3 Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung
(BodSchV) von der jeweils geplanten Nutzung
ab, insbesondere ob ein Anbau von Nahrungs-
pflanzen im gewachsenen Boden angedacht ist.

Aufgrund der o.g. Stellungnahmen werden wir
die Grundstucke Fl. Nrn. 1295/45 und 1295/46
Gemarkung Traubing und FI. Nr. 263/3 Gemar-
kung Tutzing als Altlastenverdachtsflache im
Kataster des Landesamtes fur Umwelt (ABU-
DIS) entlassen. Die Grundstiicke verbleiben
lediglich wegen abfallrechtlich relevanten Rest-
belastungen im Altlasten-, Bodenschutz- und
Dateninformationssystem (ABUDIS).

Neue Fassung der textlichen Festsetzungen:
Wir empfehlen im Entwurf des Bebauungsplan
Nr. 83 den Hinweis Ziffer 10 ,,Altlasten" wie
folgt zu &ndern:

Werden bei Aushubmafnahmen auf den Bau-
grundstucken Verunreinigungen des Untergrun-
des festgestellt, darf der Aushub nur unter fach-
technischer Begleitung eines einschlagigen Ing.-
Buros fortgefiihrt werden. Das Ausmal der
Verunreinigungen ist dann durch horizontale
und vertikale Abgrenzung zu bestimmen und
ein Dokumentationsbericht dem Landratsamt
Starnberg -Fachbereich Umweltschutz- vorzu-
legen.

Sollte sich die Verunreinigung im Bereich der
geplanten Freiflache befinden, haben entspre-
chende Oberbodenuntersuchungen zum Wir-
kungspfad Boden - Mensch zu erfolgen. Soweit
auf der Freiflache einer Kindertagesstatte ein
Anbau von Nahrungspflanzen im gewachsenen
Boden vorgesehen ist, ist fir den Wirkungspfad
Boden - Nutzpflanze eine orientierende Unter-
suchung nach den Anforderungen der in An-
hang 1 und 2 der Bundes-Bodenschutz - und
Altlastenverordnung (BBodSchV) durchzufiih-
ren. Die hierbei zu beruicksichtigen Punkte sind
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im Vorfeld mit dem Landratsamt Starnberg -
Fachbereich Umweltschutz - abzustimmen.

In der Begriindung des Entwurfs des Flachen- Der Punkt 3.3 wird entsprechend angepasst.
nutzungsplans ist eine entsprechende Anpas-
sung unter Punkt 3.3 notwendig:

Im Geltungsbereich sind abfallrechtliche Rest-
belastungen bekannt, die ggf. weitere boden-
schutzrechtliche Untersuchungen erfordern.

Das Wasserwirtschaftsamt Weilheim, das Ge-
sundheitsamt sowie das AELF erhalten einen
Ab-

druck dieses Schreibens.

Unter Einbeziehung der o.g. Beschlisse billigt der Gemeinderat den Entwurf der 27. Ande-
rung des Flachennutzungsplanes inklusive Begriindung in der Fassung vom 27. Juli 2023
und beauftragt die Verwaltung das weitere Auslegungsverfahren gem. § 3 Abs. 2 und § 4
Abs. 2 BauGB durchzuftihren.

einstimmig beschlossen Ja: 15 Nein: 0 Anwesend: 15

Breitbandausbau — Bundesfoérderprogramm: Graue Flecken; Vorstellung

Jes Markterkundung, Forderverfahren

Herr Werb von der Firma Corwese stellt die aktuelle Lage der Breitbandversorgung in der
Gemeinde Tutzing vor und schildert das weitere Vorgehen hinsichtlich des Férderverfahrens.
Die Firma Corwese stellt fir die Gemeinde den Antrag auf einen vorlaufigen Foérderbescheid.
Sobald dieser vorliegt, erfolgt eine weitere Behandlung im Gemeinderat.

zur Kenntnis genommen

[ TOP 7 Ernennung einer Standesamtsleitung gem. 8 4 Abs. 1 AVPStG

Beschluss:
Frau Kathrin Bernwieser wird mit sofortiger Wirkung zur Leitung des Standesamtes Tutzing
ernannt.

einstimmig beschlossen Ja: 14 Nein: 0 Anwesend: 14

| TOP 8 Beschaffung einer Drehleiter fir die FFW Tutzing - Weiteres Vorgehen

Beschluss:
Der Gemeinderat beschliel3t, die groRe Wartung der jetzigen Drehleiter im nachsten Jahr
noch durchfiihren zu lassen und entsprechende Kosten in den Haushalt mit aufzunehmen.

Des Weiteren beschlie3t der Gemeinderat, eine gemeinsame Ausschreibung von Drehleitern
mit anderen Landkreiskommunen - mit Ziel der Beschaffung einer neuen Drehleiter fur die
Feuerwehr Tutzing zum Jahr 2026 - beizubehalten.

einstimmig beschlossen Ja: 14 Nein: 0 Anwesend: 14
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| TOP 9 Kommunale Warmeplanung der Gemeinde Tutzing

Beschluss:

Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung noch im Jahr 2023 einen Forderantrag zur
kommunalen Warmeplanung fiir die Gemeinde Tutzing zu stellen.

Die entsprechenden Haushaltsmittel sind fir eine kommunale Warmeplanung sind in den
Haushalt 2024 einzustellen.

einstimmig beschlossen Ja: 14 Nein: 0 Anwesend: 14

Berufung eines Wahlleiters/in und eines Stellvertreters/in fiir die Blrger-

el 1 meisterwahl

Beschluss:
Der Gemeinderat beruft Herrn Geschéftsleiter Marcus Gratz fur die Burgermeisterwahl am
26.11.2023 zum Wabhlleiter.

Des Weiteren beruft der Gemeinderat Frau Hauptamtsleiterin Lisa Gollwitzer fir die Burger-
meisterwahl am 26.11.2023 zur stellvertretenden Wabhlleiterin.

einstimmig beschlossen Ja: 14 Nein: 0 Anwesend: 14

|TOP 11  Antrag zur Einfilhrung einer Einwohnerfragestunde

Beschluss:

Der Gemeinderat beschlief3t, kiinftig vor jeder 6ffentlichen ordentlichen Sitzung des Gemein-
derates eine 15-minitige Einwohnerfragestunde anzubieten, ohne dass dafiir jeweils ein
neuer Antrag gestellt werden muss. Die Bekanntmachung der offentlichen Tagesordnung ist
jeweils mit folgendem Hinweis zu versehen:

LAb 18:00 Uhr beginnt eine 15-minutige Einwohnerfragestunde vor der 6ffentlichen ordentli-
chen Sitzung*“

Fur die Abhaltung der Einwohnerfragestunde werden folgende Regeln beschlossen:

a) Vor Eroffnung der offentlichen ordentlichen Sitzung des Gemeinderates gibt die erste
Burgermeisterin als Vorsitzende der Einwohnerfragestunde den persoénlich anwesen-
den Gemeindeangehdérigen, welche sich mit Namen und Wohnadresse vorstellen, die
Gelegenheit, Fragen zu Gemeindeangelegenheiten an das Gremium zu stellen sowie
Anregungen und Vorschlage zu unterbreiten. Die Fragen muissen fur die 6ffentliche
Behandlung geeignet sein und in die Zustandigkeit des Gemeinderates fallen.

b) Die Einwohnerfragestunde ist auf 15 Minuten begrenzt.

c) Frageberechtigt sind alle Gemeindeangehdrigen.

d) Die Fragen beantwortet grundsatzlich die erste Blrgermeisterin bzw. die von ihr mit
der Beantwortung beauftragte Person, auf3er die Frage wird direkt an ein Gemeinde-

ratsmitglied gerichtet.

e) Jeder Fragesteller/in kann nicht mehr als zwei Angelegenheiten zur Sprache bringen
und muss eine maximale Redezeit von 3 Minuten einhalten.

f) Es sind keine Fragen zur aktuellen o6ffentlichen Tagesordnung der folgenden Sitzung
maglich.
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Sollten Sitzungen des Gemeinderates mit einem nichtéffentlichen Teil beginnen, wird die
Sitzung nach diesem, flr 15 Minuten unterbrochen. In dieser Zeit wird dann die Einwohner-
fragestunde abgehalten. Im Anschluss beginnt dann der 6ffentliche Teil der Sitzung.

mehrheitlich beschlossen Ja: 13 Nein: 1 Anwesend: 14

|TOP 12  Anderung Gemeinderatsreferat

Beschluss:
Frau Gemeinderatin Barbara Doll Gbernimmt von Frau Elisabeth Dorrenberg das Gemeinde-
ratsreferat ,Inklusion und Behindertenfragen®

einstimmig beschlossen Ja: 14 Nein: 0 Anwesend: 14

|TOP 13 Mitteilungen und Anfragen, Verschiedenes

Frau erste Blrgermeisterin Greinwald teilt folgendes mit:

In der kommenden Woche wird die Schranke an der Traubinger Stral3e montiert. Berechtigte
erhalten einen entsprechenden Schliissel.

Die Baustelleneinrichtung der Mittelschule steht.

Die Ampel an der Oskar-Schuler-Straf3e wird abgeschaltet, dafiir gibt es eine Fussgéanger-
ampel zwischen Sparkasse und Feuerwehr.

Herr Gemeinderat von Mitschke-Collande bitte um Auskunft der Kosten flir die Sanierung der

Brucke am Kino in der Septembersitzung.

zur Kenntnis genommen

Mit Dank fir die Mitarbeit schlie3t Erste Birgermeisterin Marlene Greinwald um 21:35 Uhr
die offentliche Sitzung des Gemeinderates.

Sitzung des Gemeinderates vom 27.07.2023 Seite 69 von 69



	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	Anwesenheit
	BM_Text4
	SMC_BM_SNFUNK
	Entschuldigt
	Text
	Vorlage
	Tagesordnung
	BM_Text2
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Beschluß
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Zu

